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8 Der hiermit der Oeffentlichkeit übergebene Bericht 
x über die Generalſynode iſt in ſeinem Kern ein auf Wunſch 
in Barmen, Bonn und Köln gehaltener Vortrag. Das 
Verlangen der Zuhörer hat ſeine weitere Verbreitung ver⸗ 
aanlaßt. Urſprünglich war meine Abſicht, die von Profeſſor 
Wach und mir zur Orientirung über die außerordentliche 
Generalſynode in Form zwangloſer Hefte herausgegebenen 
„Sy nodalfragen“ mit einer etwas ausführlicheren Ab: 
bhbandlung über die Ergebniſſe derſelben abzuſchließen. Statt 
dieſes Schlußheftes mögen die Freunde der „Synodalfragen“ 
* folgende Blätter freundlich aufnehmen. 
* Gegenüber der mißvergnügten Haltung, welche z. B. 
auch die Neue Evangeliſche Kirchenzeitung zu dem Gang 
unſres Verfaſſungswerkes einnimmt, ſcheint es mir dringendes 
Bedürfniß, Unbefangene über den wirklichen Stand der 
Sache zu orientiren. Nach den auf meine Perſon gerich⸗ 
teten Angriffen hätte es mir nahe gelegen, Perſönliches ein⸗ 
zumiſchen, zumal da meine Worte entſtellt wiedergegeben 
ſind, und einer das Mißverſtändniß aufklärenden Entgegnung 
bisher die Aufnahme verweigert worden iſt. Ich be: 
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ſchränke mich be 9755 auf einen objektiven Bericht ſtatt 
perſönliche Abwehr zu üben, und verweiſe auf die i 


Verlag von Ludwig Rauh in Berlin erſchienenen amtlichen 
Protokolle über die Verhandlungen, denen ich weiteſte Ver⸗ 
breitung wünſche. Nur das Bedauern kann ich nicht unter⸗ 5 
drücken, daß die einzige für einen weiteren Leſerkreis beſtimmte 
Kirchenzeitung in Preußen, welche bisher für ein Organ der 
Freunde der poſitiven Union galt, ſich in der heutigen Lage 
nur für düſtere, parteiiſch gefärbte Berichterſtattung 
offen hält. Welche verkehrten Vorſtellungen gewinnen die 
evangeliſchen Freunde in Holland und der Schweiz, in 


Rußland und Frankreich, in England und Amerika von 


der jo wichtigen und folgenreichen Entwickelung in unſerer 
vaterländiſchen Kirche! Es ſcheint mir Zeit, daß für die 
Vertretung der Grundlage und Ziele unſerer evangeliſchen 
Landeskirche ein neues Organ in das Leben gerufen werde . 
unter charaktervoller und einſichtiger Leitung. Diefr 
Wunſch ſei den Freunden der evangeliſchen en Rn = 


gend an das Herz gelegt! 
Bonn, den 29. Januar 1876. 


H. v. d. Goltz 
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Die längſt erſehnte, zuletzt mit einiger Ungeduld 
erwartete außerordentliche Generalſynode für die wann 
geliſche Landeskirche der 8 älteren Provinzen hat vom 
244. November bis zum 18. Dezember v. J. zu Berlin in 
den Räumen des Herrenhauſes getagt. Unſere evangeliſchen 
Gemeinden haben ein Recht, die von der Arbeit Zurück⸗ 
gekehrten zu fragen: Bringt Ihr uns etwas mit? 
And iſt, was Ihr bringt, etwas Gutes? Ehe ich 
5 dieſe Fragen beantworte, ſei mir ein Rückblick geſtattet 
aauf den erſten im Jahre 1846 gemachten Verſuch, die 
5 85 evangeliſche Landeskirche durch eine Generalſynode zu grö⸗ 
> erer Selbſtändigkeit und feſterer Ordnung zu führen. Die 
Aelteren unter uns erinnern ſich, mit welcher Freude 
damals die Landesſynode begrüßt wurde, und welche großen 
Erwartungen ſich an dieſelbe knüpften. Und doch hatten ihre 
Berathungen kein praktiſches Reſultat. Da liegt wohl die 
bange Frage nahe: Wird es diesmal anders und beſſer 
gehen? Auch drängt ſich der Gedanke auf: Hätte nicht da⸗ 
mals etwas Heilſameres und Befriedigenderes zuwege 
gebracht werden können, als gegenwärtig unter der völlig 


veränderten politiihen Lage und nach jo vielen Ent 


täuſchungen und Verſtimmungen erreichbar iſt? In der 0 
That erſcheinen die Umſtände, unter welchen heute der 


Verſuch gemacht wird, unſerer evangeliſchen Kirche ein er⸗ 
kennbares und redendes Antlitz zu geben, für den erſten 
Eindruck weit ungünſtiger als vor 30 Jahren. 


Wie viel liegt ſchon in der einen Thatſache, das 


jene erſte Generalſynode vor dem Jahre 1848 tagte! 
Der König, von Alters her bei uns der höchſte Träger des 
Kirchenregiments, war in ſeinen Entſchließungen noch un⸗ 
gehemmt durch Verfaſſung und Landtag, er war erfüllt von 
dem lebhafteſten perſönlichen Intereſſe für die Freiheit und 

innerliche Gliederung der Kirche nach ihren eigenthümlichen 
Bedürfniſſen und Kräften, er verlangte darnach, die ererbte 
Kirchengewalt in die „rechten Hände“ zu legen. Der Kon⸗ 
flikt des preußiſchen Staates mit der römiſchen Kirche war 
ſcheinbar beſchwichtigt; die evangeliſche Kirche hatte in ihrem 
gottesdienſtlichen Leben, in ihrer wiſſenſchaftlichen Arbeit, 
in freien Werken der Liebe einen erfreulichen und wachſenden 

Aufſchwung genommen, welcher ihr Selbſtbewußtſein mächtig 
hob und den Muth erweckte, an die kirchliche Reform Hand 
anzulegen. Die Gegenſätze, die religiöſen wie die ſozialen 
und politiſchen, waren zwar vorhanden, aber lange nicht 
ſo tief und trennend, als heute. Es waren nur etwas 
über 70 hervorragende Männer, meiſt in höheren Aemtern 
der Kirche, der Wiſſenſchaft und des Staates ſtehend, welche 
königliches Vertrauen einberufen hatte, und welche unter 
Leitung des Kultusminiſters drei volle Monate in der Stille 
über die dringendſten kirchlichen Reformen beriethen. — 


Die gegenwärtige Generalſynode wurde nach dem 


Jahre 1871 in beſtimmte Ausſicht genommen, mitten unter 
der nationalen Bewegung und den krrchenpolitiſchen 


Kämpfen, welche ſich an den franzöſiſchen Krieg und an die 


Erhebung unſeres Königs zum deutſchen Kaiſer anſchloſſen. 
Unterdeſſen iſt der Träger des Kirchenregiments als Staats⸗ 


oberhaupt in allen ſeinen offiziellen Entſchließungen und 


Handlungen gebunden worden an die Staatsverfaſſung, 
gebunden an die Rückſicht auf parlamentariſche Körper⸗ 


ſchaften, ohne deren Zuſtimmung er weder die beſtehenden 
Geſetze ändern noch Geld aus Staatsmitteln bewilligen kann. 
Unterdeſſen find mit Preußen die neuen Provinzen ver: 
einigt worden, in deren größerem Theil die konfeſſionelle 
Union der evangeliſchen Kirchen nicht beſteht. Der Staat 
iſt in Folge des vatikaniſchen Konzils verflochten in einen 
heftigen Kampf mit der römiſchen Hierarchie, deſſen Aus⸗ 


gang bis jetzt niemand überſehen kann, der ihn veranlaßt 


hat, Schule und Familie von prieſterlichem Einfluß freier 
zu ſtellen und die Aufſichtsrechte des Staats über die 
kirchlichen Korporationen beſtimmter zu begrenzen und zu 


berſchärfen. Im innern Leben der Kirche haben ſich die reli— 
giböſen Gegenſätze nach rechts und links zu einer tiefen Kluft 


ausgebildet; zwiſchen den getrennten Lagern iſt kaum noch 


der Wille, keinesfalls die Fähigkeit zu einer friedlichen 


Verſtändigung vorhanden. Dazu kommt, daß zwiſchen der 


oberſten kirchlichen Behörde und weiten kirchlichen Kreiſen 


das Vertrauen erſchüttert wurde, daß viele die Haupturſache 


der drückendſten kirchlichen Uebelſtände in den Maßregeln 


und der Zuſammenſetzung des Ev. Oberkirchenrathes ſehen. 


Wenn die außerordentliche Generalſynode unter ſo 


ſchwierigen Verhältniſſen zuſammengetreten iſt, ſo erſcheint 


der Gedanke wohl gerechtfertigt, es wäre heute vieles leichter f 
zu tragen, zu überwinden und auszugleichen, und vieles 
heilſamer und einfacher durchzuführen, wenn wir früher 
zu einer Regelung der evangeliſchen Kirchenverfaſſung gelangt 
wären. Nur ſollte bei ſolchen Klagen über verſäumte 
Gelegenheiten nie vergeſſen bleiben, daß gerade die, welche 
ſich heute am meiſten beſchweren, früher am meiſten dazu 
beigetragen haben, die Einführung ſpnodaler Inſtitutionen 3 


zu verhindern. 


Dennoch wage ic die Ueberzeugung auszuſprechen, daß 2 


heute die Ausſichten auf eine bleibende Frucht der 


Generalſynode weit größer find. Denn was bei dem 
erſten Verſuch den Erfolg verhinderte, waren keineswegs 
allein die Stürme des Revolutionsjahres, ſondern entſchei⸗ 
dend waren drei andere Urſachen: 1) Der Mangel einer 
klaren, rechtlichen Auseinanderſetzung zwiſchen dem, 


was in den bisherigen kirchlichen Behörden ſtaatlicher Natur 


iſt und dem Staat vorbehalten bleiben muß, und zwiſchen = 
dem, was zum inneren Regiment der Kirche, ihrem religiöfen 


Zweck entſprechend, gehört. Eben dieſer Mangel hat den 


§. 15 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde von 1850, welcher 


auch der evangeliſchen Kirche die ſelbſtändige Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten verhieß, nicht zur Ausführung kommen 


laſſen. In ſeiner Aufhebung iſt zwar eine Verheißung 


zurückgenommen, aber auch nur ein Buchſtabe begraben 
worden. 2) Der Mangel einer Organiſation der untern 


Stufen der kirchlichen Gemeinſchaft, welche es ermöglicht hätte, 
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aus den verfaßten Gemeinden, Kreisſynoden und Provin⸗ 
zialſynoden eine Landesſynode hervorgehen zu laſſen. Es 
fehlte den 1846 vom Könige einberufenen Vertrauens⸗ 
männern das kirchliche Mandat, und ſie unternahnen 
das Dach der Kirche herzuſtellen, bevor das Gebäude er⸗ 
richtet war. Wir am Rhein, die wir ſeit 40 Jahren den & 


Segen einer Kirchenordnung genießen, machen uns kaum 
eine deutliche Vorſtellung davon, wie ſehr in den öſtlichen 


Provinzen bisher das kirchliche Gemeindeleben unentwickelt 


geblieben iſt. 3) Der idealiſtiſche Zug, welcher mit dem 


f geiſtreichen Könige die damalige Zeit überhaupt charakteri⸗ 


ſirt. Dieſer Ideal ismus führte die Synode dazu, viel 
zu viel auf Einmal zu unternehmen und die nächſten Fragen 


nicht praktiſch anzufaſſen; er verleitete die Regierung, in einer 


falſchen Rückſicht auf die Freiheit der Kirche oder auch der eige⸗ 
nen Entſchließungen, die Synode völlig ohne Vorlagen an ihre 


Arbeit gehen zu laſſen. Ueberhaupt war es kaum denkbar, 


daß die Kirche in der Ausgeſtaltung korporativer Lebens⸗ 


a formen zu praktiſchen Erfolgen kommen würde, bevor das 


= öffentliche Leben im allgemeinen in dieſe Bahn geleitet 


war. Kurz nach allen Richtungen war damals das Der: 


faſſungswerk nicht hinreichend vorbereitet, und das iſt jetzt 
ungleich beſſer. Der Staat, ſeit einem Menſchenalter in 


parlamentariſche Inſtitutionen eingelebt, hat wenigſtens in 
den weſentlichſten Beziehungen ſeine Auffſichtsrechte über reli— 
giöſe Korporationen geſetzlich geregelt und diejenigen Befug⸗ 


niſſe, welche Kirchendiener im Namen des Staates aus⸗ 


übten, entweder denſelben abgenommen, oder doch den ſtaat— 


lichen Charakter derſelben ſicher geſtellt. Man mag im 


Intereſſe der evangeliſchen Kirche bedauern, daß bei der 
Ausführung dieſer Maßregeln im einzelnen dem an fd 


richtigen Grundſatz der Parität eine ungerechtfertigte An⸗ 

wendung gegeben worden iſt. Allein über ſolchen Sorgen 

und Beſchwerden wird verkannt, daß die neuere kirchenpoli⸗ 
tiſche Geſetzgebung die unentbehrliche Vorausſetzung war, 
um unſerer Kirche die innere Selbſtändigkeit zu verleihen. 
Ferner iſt gegenwärtig die Kirche zuerſt in den Gemeinden, 
dann in den Kreisſynoden und Provinzialſynoden organi⸗ 


ſirt worden. Erſt nachdem die erſten ordentlichen Provin⸗ . 


zialſynoden in den öſtlichen Provinzen getagt hatten, wurde 
die außerordentliche Generalſynode einberufen und ging aus 
der organiſirten Landeskirche hervor. Weiter hat das 
Kirchenregiment diesmal durch den ſorgfältig und mit Sad): 
kenntniß ausgearbeiteten Entwurf einer General: 
ſyn odalordnung der Synode vorgearbeitet, jo daß die 
Berathungen der Synode ſich an eine werthvolle Grundlage 
anſchließen und nach wenigen Wochen abſchließen konnten. 
Endlich macht es die heutige Lage in dem Staat wie in 
der Kirche zu einer dringenden Nothwendigkeit, die 
evangeliſche Kirche zur ſelbſtändigen Verwaltung ihrer 
inneren Angelegenheiten zu führen, und ſolche tief greifende 
Umgeſtaltungen des öffentlichen Lebens pflegen ja, nachdem 
ſie ſchon längere Zeit als Ideal die Gemüther erfüllt haben, 
erſt aus der Noth und unter Schmerzen geboren zu werden. 
Das auf dieſem Wege ſauer Erworbene erweiſt ſich denn 
doch nachher beſtandhaltiger und brauchbarer, als das nach 
idealerem Maße in theoretiſcher Arbeit Erzeugte. Der preu⸗ 
ßiſche Staat bedarf mehr als je einer kräftigen und inner⸗ 
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ae 


lich freien evangeliſchen Kirche in feinem Kampf gegen 


Rom und ſeinen Anhang, und die Staatsregierung kann 


und will ferner die Verantwortlichkeit für die Ausgleichung 


deer inneren religiöſen Gegenſätze im Proteſtantismus nicht 


länger tragen. In noch höherem Grade kann aber die 


Br Kirche nach der neuen kirchenpolitiſchen Geſetzgebung und 
vollends nach der Aufhebung des Artikel 15 der Verfaſſungs⸗ 


urkunde nicht länger ohne einen legitimirten Mund, der in 


ihrem Namen zu reden hat, exiſtiren. 


2 


Vergegenwärtigen wir uns alle dieſe Umſtände, ſo iſt 
es nicht blos ein Sichſchicken in die arge Zeit, wenn wir 
in dem Zuſtandekommen der evangeliſchen Kirchenverfaſſung 


zun ſo ſpäter Stunde eine Fügung der Weisheit göttlicher 


Weltregierung erblicken. Unter Schmerzen, Sorgen und 
Arbeiten war die Frucht gereift zum Pflücken. Aber es iſt 


auch die allerhöchſte Zeit. Ein weiteres Verſchieben oder 


gar ein Mißlingen des unternommenen Verſuchs würde die 
von jo ſtarken Gegenſätzen erregte Landeskirche mit Auflö⸗ 
ſung bedrohen, und ſolche Auflöſung für das religiöſe Leben 


unſres Volkes unſägliche Gefahren nach ſich ziehen. Ich 
will dies Bild nicht ausführen. Ich gebe nur dem Dank 
gegen Gott Ausdruck, daß es unſerem greiſen Könige, dem 


Gott ſo vieles gelingen ließ, noch vergönnt war, dies 
Werk des Friedens in ſeine feſte Hand zu nehmen und bis 


hierhin durchzuführen. In dem Kranze, welchen die dank— 
bare Nachwelt um ſein ehrwürdiges Haupt flechten wird, 


wird dieſer edle Stein nicht am wenigſten ſtrahlen. 


Nach dieſen Vorbemerkungen gehe ich zur Sache ſelbſt 
über und berichte zunächſt über die unmittelbaren Vor: 


DEN 


bereitungen zur Generalſynd de. Es war der $ 


liche Erlaß vom 10. September 1873, welcher nach ſo 
manchen halben oder in das Stocken gerathenen Anläufen 


die 6 öſtlichen Provinzen mit einer als definitive kirchliche ® 
Ordnung verkündigten Kirchengemeinde⸗ und Synodalord- 


nung beſchenkte und die Einberufung einer außerordentlichen 5 
Generalſynode für die Landeskirche der acht älteren Pro⸗ 
vinzen anordnete. Dieſe Generalſynode ſollte zuſammengeſetzt 


ſein aus 150 von den Provinzialſynoden gewählten Ab⸗ } 
geordneten, die nach Verhältniß der evangeliſchen Bevöl⸗ SI 
kerung und der befeſtigten kirchlichen Organiſation auf die 
8 Provinzen vertheilt waren und mindeſtens in einem Drittel 5 


aus Geiſtlichen, mindeſtens in einem Drittel aus Laien be: 
ſtehen ſollten, aus den 11 Generalſuperintendenten, aus 12 A 
Delegirten der theologiſchen und juriſtiſchen Fakultäten und 


endlich aus 30 vom Könige zu berufenden Mitgliedern, = 
zuſammen 203. Die Koſten für dieſelbe waren aus Staats ee 


mitteln zur Verfügung geſtellt. ; 8 
Mit ungetheilter Freude hätte man nunmehr der Gene 85 


ralſynode entgegen ſehen können, wenn nicht das Zuſammen⸗ 5 2 


treffen mehrerer die Vorbereitung begleitender Verhältniſſe 


düſtere Wolken um das erſehnte Ziel gelagert hätte. Hier⸗ en 


hin iſt Schon das fühlbare Eingreifen der gegen Rom 
gerichteten kirchenpolitiſchen Geſetzgebung auch in die evan⸗ 
geliſche Kirche zu rechnen, ſonderlich in. ihr traditionelles 
Verhältniß zur Schule, in die Vorbildung ihrer Geiſtlichen 
und in ihre Vollmacht, mittelſt der Trauung der Ehe den 
Charakter der Legitimität zu geben. Auch wenn man die 
ſtaatliche Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit dieſer Neue⸗ 


rungen bejat, in der Kirche ſchufen oder offenbarten fie 
vorerſt mancherlei äußere und innere Uebelſtände, und dieſe 


uèuaobelſtände erweckten beſonders in den öſtlichen Provinzen 


zunehmende Klagen, ſie erſchütterten das bisher tief gewur⸗ 
zelte Vertrauen auf eine wohlwollende, ſchützende und pfle⸗ 
gende Haltung der Staatsregierung zu der evangeliſchen 
Kirche, ohne daß die bedeutende Aufbeſſerung der Pfarr⸗ 
beſoldungen dieſe Eindrücke völlig verwiſchte. Dazu kam 
eine wachſende Verſtimmung gegen den Evangeliſchen Ober— 
kirchenrath, in Folge ſowohl der Nichtbeſtätigung des von 
dem Brandenburgiſchen Konſiſtorium gegen den Prediger 
Sydow gefällten Urtheils auf Amtsentſetzung, als auch der 
proviſoriſchen Verordnung über das Trauformular und 
die Trauung Geſchiedener bei Einführung des neuen 


2 Perſonenſtandgeſetzes. Dieſe von der oberſten Kirchenbehörde 


einſeitig, ohne ſynodale Mitwirkung getroffenen Maßregeln 
hinterließen in vielen den Eindruck, als fehle es derſelben 

an der charaktervollen Widerſtandskraft; gegen die Staats⸗ 
behörden und gegen die öffentliche Meinung, als gebe ſie 
das Glaubensbekenntniß der Kirche und die Ordnung chriſt⸗ 
licher Sitte zu lax den auflöſenden Beſtrebungen preis. 
Schon auf die erſten ordentlichen Provinzialſynoden wirkten 
die hierdurch entſtandenen Verſtimmungen lähmend und er— 

ſtreckten ſich keineswegs blos auf die Kreiſe der ſogenannten 
Konfeſſionellen. Alle dieſe Erſchwerungen einer friedlichen 
und fruchtbaren Berathung der Generalſynode wurden aber 
zurückgeſtellt durch eine ſeitens des Landtages veranlaßte 
Aenderung der 1873 erſt definitiv verkündigten 
Synodalverfaſſung. Der Landtag berieth 1874 über 


ein ihm vorgelegtes Geſetz, welches die zunächſt nur als 

kirchliche Ordnung publizirte Kirchengemeinde: und Syno⸗ | 
dalordnung zu landesgeſetzlichem Beſtande führen ſollte. 
Das Abgeordnetenhaus ſchnitt nun aber die Kirchenordnung 
gleichſam mitten durch. Es legaliſirte die Gemeindeorgane, 


verſchob aber die Legaliſirung der Synodalorgane bis zur 


Verſtändigung über die Generalſynodalordnung. Der Mini⸗ 
ſter glaubte gegenüber dieſen Beſchlüſſen nicht bis zur An- 


wendung der äußerſten Mittel gehen zu dürfen, er gab 


ſeinem anfänglichen Widerſpruch nicht nachhaltigen Nach⸗ 


druck. Jene Beſchlüſſe waren aber in der nicht verhehlten 


Abſicht gefaßt, eine Reorganiſation der Kreisſynode und 


der Provinzialſynode als der Wahlkörper für die General⸗ 


ſynode durchzuſetzen. Vorerſt gab man in kirchlichen Kreiſen 
die Hoffnung nicht auf, die Regierung werde die Frage der 


Umgeſtaltung der unteren Synodalſtufen der definitiven 
Generalſynode vorbehalten, ſchon um nicht einen vielleicht 
verhängnißvollen Präzedenzfall zu ſchaffen für ein Ein⸗ 
greifen des Landtags in die inneren Verhältniſſe der Kirche. 


Allein dieſe Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. Die Staats⸗ 


regierung einigte ſich mit der Kirchenregierung darüber, 
daß angeſichts der geſammten Lage in Kirche und Staat 


eine Umbildung der unteren Stufen der ſynodalen Organi⸗ 


ſation alsbald erforderlich ſei, eine Bedingung für das 
geſetzliche Zuſtandekommen der Kirchenverfaſſung. Ja es 


befeſtigte ſich in den maßgebenden Kreiſen die Ueberzeugung, 


daß eine ſolche Umbildung nicht nur im Blick auf den 
Landtag unaufſchieblich, ſondern auch im Intereſſe der 
Kirche ſelbſt erwünſcht ſei. Das iſt der Urſprung der ſoge⸗ 
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nannten Schlußbeſtimmungen des Entwurfs, welche nach 

I drei Geſichtspunkten die Zuſammenſetzung der Kreisſynoden 

und Provinzialſynoden ändern. Dieſelben ſollten 

g 1) Vermehrung des Laienelements in den Sy— 
noden bis auf annähernd die doppelte Zahl der Geijt- 
lichen, 

2) eine angemeſſene Berückſichtigung der an Seelen— 
zahl ſtärkeren Gemeinden und Kreiſe, alſo 
der ſtädtiſchen Bevölkerung, 

3) die Wahl der Kreisſynodalen durch die vereinigten 
Gemeindeorgane 

herbeiführen. Eine Aenderung der Kirchenordnung in dieſer 
Richtung wurde in die Generalſynodalordnung ſelbſt auf: 
genommen. Wenn dieſe Schlußbeſtimmungen nicht geweſen 
wären, jo hätten unſere Berathungen vermuthlich ein ein: 


5 heitlicheres Ergebniß erzielt. Auch hätten ſich die Gruppen 


in der Verſammlung ſchwerlich ſo ſcharf nach der ſonſtigen 
kirchlichen Parteiſtellung getrennt, ſondern die Stellung der 
definitiven Generalſynode einerſeits zur Kirchenregierung, 
andrerſeits zu den Provinzialſynoden würde für eine even- 
tuelle Parteibildung entſcheidend geworden ſein. Nunmehr 
aber vollzog ſich eine tief gehende Sonderung in Parteien, 
und dieſelbe war völlig beherrſcht durch die verſchiedene 
Haltung gegenüber den Schlußbeſtimmungen. Wenn auch 
einzelne Mitglieder in Rückſicht auf ihre amtliche Stellung 
oder aus Abneigung gegen das Parteiweſen auf den förm⸗ 
lichen Anſchluß an eine Partei verzichteten, ſo theilte ſich 
doch die Synode in drei beſtimmt geſonderte Gruppen, von 
welchen die größte etwa ½ der Synode, alſo 120 Stimmen 


für fich hatte, 1 1 die beiden ande in annähernd 
gleicher Stärke jede über etwa 40 Stimmen, alſo ½ der 
Verſammlung verfügte. Am geſchloſſenſten hielten e 
den letzteren die ſogenannten „Konfeſſionellen“ zuſammen, | 
welche unter Führung der Herren v. Kleiſt⸗Retzow, Konſiſto⸗ 


rialpräſident Hegel, Graf Kraſſow und Paſtor Euen nicht nur 
den Schlußbeſtimmungen den entſchiedenſten Widerſtand 


entgegenſtellten, ſondern auch auf eine vom Staate unab⸗ 
hängigere Stellung der Kirche, auf größere Vollmachten der 


Synode gegenüber dem Kirchenregiment und auf eine ſelb⸗ u 
ftändigere Stellung der Provinzialkirchen drangen. Ihnen 
ſtand am entſchiedenſten die große „evangeliſche Mittel⸗ 


partei“ gegenüber, welche ſehr verſchiedene Elemente nach 
rechts und links in ſich vereinigte, aber verbunden war in 
dem Entſchluß, auf Grund des evangeliſchen Bekenntniſſes 
und der beſtehenden kirchlichen Ordnung die Kirchenregie⸗ 
rung in dem Verſuch, das Verfaſſungswerk zum Abſchluß 
zu bringen, energiſch zu unterſtützen, und um dieſes Zieles 
willen auch die Schlußbeſtimmungen vorbehaltlich erwünſchter 
Verbeſſerungen anzunehmen. Auch überwog in derſelben 
die Neigung, den Centralorganen der Landeskirche gegenüber | 
den Provinzen eine wirkſame Machtſtellung zu fichern, das 
landesherrliche Kirchenregiment in ſelbſtändiger Initiative 
gegen Aufſaugung in rein ſynodale Inſtitutionen zu ſchützen, 
und dem traditionellen Vertrauensverhältniß der evange 
liſchen Kirche zum Staat Rechnung zu tragen. Schwerer 
zu definiren iſt die Stellung der in der Mitte zwiſchen 


beiden ſtehenden Gruppe der „poſitiven Union“, geführt 


von den Berliner Hofpredigern Koegel und Bauer und der 


| Mehrzahl 25 i benden wie ſie denn auch in 
den entſcheidenden Abſtimmungen nicht zuſammengehalten 
| hat. Das Verbindende waren nächſt allgemeiner Miß⸗ 
ſtimmung über die Amtsthätigkeit der kirchlichen Central⸗ 
| behörde formale und materiale Bedenken gegen die Aenderung 
N der Synodalordnung vom 10. September 1873, in der ſie 
eine gefährliche Nachgiebigkeit gegen den Landtag und eine 
verhängnißvolle Konzeſſion an die durchſchnittlich unkirchliche 
Bevölkerung der größeren Städte erblickten. Aber auch in 
dem Streben, die Verfaſſung mit ſtärkeren Garantien für 
das kirchliche Bekenntniß auszuſtatten und der Synode 
größeren Einfluß auf die Zuſammenſetzung und die Ent⸗ 
ſchließungen des Kirchenregiments zu verſchaffen, berührten 
ſie ſich mit den Konfeſſionellen. Indeſſen ohne den Wider⸗ 
ſtand gegen die Schlußbeſtimmungen hätte dieſe Tendenz 
für eine Parteibildung kaum hinreichende Schwerkraft 
geübt. Unter den „Konfeſſionellen“ führten Laien über⸗ 
wiegend das Wort, ihren geiſtlichen Mitgliedern gelang es 
höchſt ſelten, mit Wirkung zu reden. Umgekehrt war es bei 
den „Freunden der poſitiven Union“, hier waren die Wort⸗ 
führer faſt ausſchließlich Theologen. Bei der evangeliſchen 
| Mittelpartei brachte ſchon die größere Zahl ein ſtärkeres 
Hervortreten der verſchiedenen Berufszweige mit ſich. Doch 
| haben wohl die juriſtiſchen und theologiſchen Profeſſoren 
am meiſten geſprochen. Die Synodalen aus den Pro⸗ 
vinzen Preußen und Rheinland gehörten mit vereinzelten 
Ausnahmen ſämmtlich der evangeliſchen Mittelpartei an, 
welche demnächſt am meiſten durch zahlreiche und hervor⸗ 
ragende Kräfte aus der Provinz Sachſen unterſtützt war. 
| | 2 


Die Synodalen aus Pommern gehörten in größer Mehrz 
zu den Konfeſſionellen; außerdem wurden dieſelben beſonders 15 
aus Schleſien und Weſtfalen verſtärkt. Zu den „Positiven ? 
ſtellte die Provinz Brandenburg ein ſtarkes Kontingent. 
Aber auch Poſen, Weſtfalen und theilweiſe Sachſen waren 
verhältnißmäßig erheblich unter ihnen vertreten. Intereſſant ee F 
ift ein Blick auf den Antheil der verſchiedenen Berufsarten 
an der Synode. Dieſelbe zählte einſchließlich von 13 Pro⸗ 
feſſoren der Theologie 98 Geiſtliche, reſp. theologiſch Gebil⸗ 
dete, und einſchließlich der 5 Konſiſtorialpräſidenten und 
eines juriſtiſchen Mitgliedes des Ev. Oberkirchenrathes 104 2 
Laien reſp. nicht für den geiſtlichen Beruf Gebildete. Wei⸗ 7 
ſen wir den im Kirchenregiment ſtehenden Juriſten eine % 
neutrale Stellung an, jo gleicht fih das Verhältniß der 83 4 
kirchlich Beamteten und Nichtbeamteten vollſtändig aus. N 
Zählt man aber die im Staatsdienſt befindlichen Profeſſoren 
nicht zu den Geiſtl ichen, ſo bleiben letztere erheblich in den 
Minderheit. Unter den 1 waren nur 24 einfache 
Paſtoren, nnd auch hierbei 5 Hofprediger, hingegen 59 am 
Kirchenregiment Betheiligte, 11 General-Superintendenten, 
34 Superintendenten, 13 Konſiſtorialräthe reſp. Militär 
oberpfarrer und 13 Profeſſoren, unter ihnen noch 6 Konſi⸗ 
ſtorialräthe. Aus dieſem Zahlenverhältniß darf aber keine ⸗ 
wegs auf eine größere Abhängigkeit der am Kirchenregi⸗ 
ment Betheiligten geſchloſſen werden. Denn von den Gene⸗ 1 
ralſuperintendenten gehörten nur 3 entſchieden zur evan⸗ 
geliſchen Mittelpartei, von den Superintendenten, ſoweit ich 
es überſehen kann, nur 15, alſo nicht einmal die Hälfte, = 
ſtatt , von den Profeſſoren 7 unter 13. Der Stärfe 


der Partei nach waren außer den Konſiſtorialräthen gerade 
die einfachen Paſtoren überwiegend in der evangeliſchen 
Mittelpartei (15) vertreten. 
Unter den Laien hebe ich zunächſt hervor 9 nicht 
theologiſche Profeſſoren, darunter 7 Juriſten, und ferner 6 
im Dienſt der Schule ſtehende Beamte. Die Profeſſoren 
wie die Schulbeamten gehörten ſämmtlich der evangeliſchen 
Mittelpartei an mit Ausnahme zweier nicht mehr im ak⸗ 
tiven Staatsdienſt Befindlicher. Daſſelbe gilt von den 6 
ſtädtiſchen Beamten und den 6 dem Berufskreis des Han⸗ 
dels oder der Induſtrie Angehörigen, von denen nur Einer 
ſich zu den „Poſitiven“ hielt. Stärker war die Oppoſition 
im Stande der Gutsbeſitzer vertreten, beſonders unter denen 
ariſtokratiſchen Namens. Im ganzen zählte die Synode 
deren etwa 16. Weitaus am zahlreichſten unter den Laien 
. in der Synode waren die im Dienſt des Staates ſtehenden 
Verwaltungs⸗ und Gerichtsbeamten, erſtere etwa 36, letztere 
22. Von den Juriſten gehörte weitaus der größere Theil 
(tgindeſtens 16), von den Verwaltungsbeamten unter 28 
aktiven mindeſtens 17 zur evangeliſchen Mittelpartei. 
Dabei iſt erwähnenswerth, daß ſich in den beiden Lagern 
der Oppoſition 12 nicht mehr im Dienſt ſtehende, zum grö⸗ 
ßeren Theil noch rüſtige Staatsbeamte befanden. Drei 
von ihnen gehörten zu den Führern der Oppoſition. Die 
aktive Armee hatte nur einen Vertreter, freilich einen ſehr 
würdigen, den Feldmarſchall Grafen Moltke, der ſich auch 
hier als den großen Schweiger bewährte, aber faſt nie auf 
ſeinem Poſten fehlte. Zum Vorſitzenden erwählte die Sy⸗ 
node den Grafen Otto zu Stolberg; Präſidenten des Herren⸗ 


hauſes; fie durfte ſich bei ſeiner chene liebenswürdtg 15 | 


gewandten als klaren und feſten Leitung der Geſchäfte 8 


dieſer Wahl nur freuen. Stellvertreter des Vorſitzenden 
war unſer allverehrter Synodalpräſes Nieden. Die Debatten 
waren lebhaft und es fehlte mitunter nicht an einem ſchnei⸗ 
digen Ton, aber ſie hielten ſich faſt immer in den durch 
die Würde der Verſammlung und ihrer Aufgabe gezogenen 
Grenzen. Weitaus der größere Theil der Arbeit wurde in 


der Plenarverſammlung erledigt, nur für Vorberathung der | 
Wahlordnung für die Generalſynode in Verbindung mit 


den Schlußbeſtimmungen und für Vorberathung der Denk⸗ 
ſchrift des Evangeliſchen Oberkirchenraths über die Reſſort⸗ 
verhältniſſe ſtaatlicher und kirchlicher Behörden wurden zwei 
Kommiſſionen erwählt, welche aus den verſchiedenen Par⸗ 


teien zuſammengeſetzt das Für und Wider in gründlicher | 


Berathung erwogen. An den Abenden fanden Vorbera⸗ 
thungen der drei Fraktionen über die nächſten Gegenſtände 
der Tagesordnung ſtatt. er 
Wenn ich nun verſuche, wenigſtens die wichtigſten 
Ergebniſſe unſerer Berath ungen zu beleuchten, ſo 
ſchicke ich die Bemerkung voraus, daß nach ausdrücklichen 


Erklärung des Königs, welche bei Eröffnung der Synode a . 


durch die Kirchenregierung wiederholt wurde, das Be⸗ 
kenntniß und die Union in der Landeskirche durch das 
Verfaſſungswerk nicht berührt werden ſollen. Dieſen wich⸗ 
tigen Grundſatz ſtellte denn auch die Synode in $. 1 an 
die Spitze der General⸗Synodalordnung, und in §. 4 (5) “) 

*) Zur leichteren Orientirung der Leſer ſtelle ich neben die Para⸗ 


graphenzahl des Entwurfs die abweichende der am 20. Januar pu⸗ 
blizirten General⸗Synodalordnung. 


bei Feſtſtellung des Wirkungskreiſes der Generalſynode wurde 
es nochmals ausgeſprochen, daß dieſelbe mit dem Kir⸗ 
chen regiment des Königs der Erhaltung und dem 
Wachsthum der Landeskirche auf Grund des evan— 
geliſchen Bekenntniſſes zu dienen hat. Alle weite⸗ 
ren Verſuche, der Gebundenheit der Synode an die einzel⸗ 
nen Geſtaltungen des Bekenntniſſes in der evangeliſchen 
Kirche noch beſtimmtere Form zu geben, oder den Ausdruck 
für dieſelbe z. B. bei der Beſtimmung über die Regelung 
der Lehrfreiheit oder bei dem von den Synodalen ab— 
zulegenden Gelöbniß zu wiederholen, wurden als entweder 
müßig oder dem konfeſſionellen Parteiintereſſe dienend zurück 
gewieſen. 
Im übrigen beziehen ſich die wichtigſten Beſtimmun⸗ 
gen der berathenen General⸗Synodalordnung 
1) auf die Zuſammenſetzung der Generalſynode und 
der Wahlkörper, aus denen ſie hervorgehen ſoll; 
2 auf die Beziehungen der Kirche zum Staate, 
ſoweit dieſelben in einer kirchlichen Ordnung zum 
Ausdruck kommen können; 
3) auf das Verhältniß der Generalſynode zu dem 
Kirchenregiment des Königs; 
4) auf das Verhältniß der die Intereſſen der Landes— 
kirche vertretenden General ſyn ode zu den die In⸗ 
tereſſen der Provinzialkirchen vertretenden 
Synoden. 
Dieſe vier Punkte haben vorwiegend das Intereſſe der 
Verſammlung in Anſpruch genommen und lebhafte Dis⸗ 
kuſſionen hervorgerufen, während die Vorſchriften über die 


geſchäftliche Ordnung der Synode ohne erhebliche ewt N 
rigkeiten geregelt wurden. e 

Am bedeutendſten iſt in dieſer Hinſicht, daß nach dem 
Beſchluſſe der Synode das Präſidium und der perma⸗ 
nente Synodalvorſtand nicht zuſammenfallen ſollen 
und erſteres zu Anfang, letzterer am Schluſſe der Berathun⸗ 
gen zu wählen ſein wird. 

1. Den ſchwierigſten, den Frieden weitaus am mei⸗ 
ſten bedrohenden Gegenſtand der Verhandlungen bildete in 
Verbindung mit den Beſtimmungen über die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Generalſynode (8. 2 u. 3, beziehw. 2—4) 
die §. 39—43 (42—46) vorgeſchlagene Aenderung der 
Wahlkörper für die Generalſynode. Schon die dreitägige 
Generaldebatte, welche die Berathung des Entwurfs eröff- 
nete, bezog ſich vorzugsweiſe auf die Schlußbeſtimmungen. 


Die ſpezielle Verhandlung über dieſelben wurde durch eine 


Kommiſſion von 29 Mitgliedern vorbereitet, in der alle 
Ueberzeugungen verhältnißmäßig vertreten waren; dieſelbe 
hat ſich in 12 theilweiſe langen Sitzungen dieſer Aufgabe 
unterzogen. In Bezug auf die Kompoſition der definiti⸗ 
ven Generalſynode ſelbſt wurde wenig an der Wahlordnung 
von 1873 geändert. Nur ſollen künftig die Mitglieder der 
juriſtiſchen Fakultäten wegfallen, da dieſe in keinem orga⸗ 
niſchen Band mit der Kirche ſtehen; ferner ſollen die ver⸗ 
einigten Kreisſynoden Berlins durch königliche Verordnung 
aus dem Verband der Brandenburgiſchen Synode ausge⸗ 
ſchieden werden und eine beſondere Synode für ſich bilden. 
Andere Anträge, die 150 Deputirten der Provinzen aus 
Urwahlen oder aus Wahlkörpern von Delegirten der Kreis⸗ 


ſuynoden hervorgehen zu laſſen, die Zahl der Synodalen auf 
die Hälfte zu reduziren, den Minoritäten auf den Provin⸗ 
zialſynoden eine angemeſſene Vertretung zu garantiren, die 
Zahl der landesherrlichen Ernennungen zu mindern, wur— 
den abgewieſen. 

Hingegen lebhafter Widerſpruch erhob ſich gegen die 
Schlußbeſtimmungen (F. 39 — 43 beziehw. 42 — 46), welche, 
wie geſagt, den dreifachen Zweck hatten, in den Kreis- und 
Provinzial⸗Synoden die Zahl der Nichtgeiſtlichen zu ver— 
mehren, bei dieſer Vermehrung den größeren Gemeinden, 
alſo vorzugsweiſe den Städten, eine angemeſſene Vertretung 
zu ſichern und bei den Wahlen der Gemeinden für die Kreis— 
ſynoden in den Gemeindevertretungen (Repräſentanz) eine 


größere Anzahl von Wählern heranzuziehen. Gegen dieſe 


Neuerung wurde ein doppeltes Bedenken geltend gemacht. 
Das eine bezog ſich auf die Sache ſelbſt, und zwar weniger 
auf den Gedanken, die Laien in ſtärkerer Zahl für die Theil- 
nahme am kirchlichen Leben zu gewinnen, als auf die bedenk— 
liche Berückſichtigung der überwiegend unkirchlichen Maſſen. 
Man erblickte hierin die Einführung eines im Grunde demo— 
kratiſchen, die kirchliche Organiſation vergiftenden Prinzips. 
Noch entſchiedener war aber das Widerſtreben, ſchon jetzt 
nach zwei Jahren an der kirchlichen Ordnung zu ändern, 
bevor man längere Erfahrungen abgewartet habe, und bevor 
die Provinzialſynoden über das Bedürfniß einer ſolchen 
Aenderung gehört worden ſeien. Vollends ſei es das Be⸗ 
treten einer zur Knechtſchaft führenden ſchiefen Ebene, wenn 
die Aenderung unter dem Druck der Majorität des Abge- 
ordnetenhauſes ſtattfinde. Man ſagte, der König habe gar 


nicht das Recht, nachdem die Synodalordnung feierlich und 
definitiv als kirchliche Ordnung verkündigt worden ſei, 
ſolche Aenderung ohne das Votum der Vetheiligten vor⸗ 


zunehmen. Dem gegenüber wurden von der Majorität die £ 


leitenden Gedanken der Schlußbeſtimmungen als zweckmäßig 
anerkannt. Die Meiſten bedauerten allerdings, daß man ſchon 
jetzt, vor dem Vorhandenſein der definitiven Generalſynode, 


eine Verfaſſungsänderung vornehmen ſolle; aber fie ver⸗ 


ſchloſſen ſich nicht der von der Staatsregierung und der 


Kirchenregierung mit großem Nachdruck betonten Nothwen⸗ 2 


digkeit, indem ohne dieſe Aenderung ein geſetzliches Zu: 


ſtandekommen der Kirchenverfaſſung nicht zu denken ſei. 


Man beſchränkte ſich daher von dieſer Seite auf den Ver⸗ 


ſuch, die Umgeſtaltung einiger praktiſch bedenklichen Be⸗ 
ſtandtheile des Entwurfs herbeizuführen. Das iſt denn 


auch in nicht unweſentlichen Punkten gelungen. In Ge⸗ 5 
meinden unter 500 Seelen, wo keine beſondere Gemeinde⸗ 


vertretung beſteht, ſollen nicht die ſämmtlichen Wähler, 


ſondern die Kirchengemeinderäthe (Presbyterien) die Laien? 


deputirten für die Kreisſynode wählen. Die Stellvertreter 
für die letzteren ſollen wegfallen, da auch die Geiſtlichen in 
Verhinderungsfällen keine Vertreter haben. Die eine Hälfte 


der Laien in der Kreisſynode muß aus Aelteſten oder frü- 


heren Aelteſten beſtehen, und bei der Vertheilung der zwei- 
ten Hälfte auf die größeren Gemeinden ſollen außer der 
Seelenzahl auch die lokalen Verhältniſſe der Gemeinden 
und Kreiſe berückſichtigt werden. Auch hier ſoll der bei der 
Generalſynode und Provinzialſynode geltend gemachte Grund⸗ 
ſatz eines Drittels ohne Standes- und Amtsbeſchränkung 
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endung finden, ſo daß alſo auch die emeritirten Geiſtlichen, 


die Militär⸗ und Anftaltsgeiftlichen in dieſer dritten Katego⸗ 


ie in die Kreisſynode gewählt werden können. Endlich ſoll 


5 durch Theilung der größeren Diözeſen eine übermäßige 


Anſchwellung der Mitgliederzahl der Kreisſynode vermieden 
werden. Dies ſind alles Aenderungen, welche die Grund— 


Er gedanken der Schlußbeſtimmungen unberührt laſſen, aber 


manche bei der Ausführung unvermeidliche Uebelſtände be⸗ 
ſeitigen oder doch mildern. Solchen Aenderungen hat denn 
auch die Kirchenregierung ihre Zuſtimmung nicht verſagt. 
Es iſt in der That ein unberechtigter Einwand, daß die 
Kirche durch die vorgeſchlagene Ordnung desorganiſirt und 
den Maſſen ausgeliefert werde. Es bleibt alles in der 
ſtufenweiſe aufſteigenden Ordnung, das presbyteriale Prin⸗ 
zip iſt in dem paſſiven Wahlrecht der Aelteſten für die 
Kreisſynode aufrecht erhalten, der geiſtliche Stand hat einen 


. angemeſſenen Antheil an allen ſynodalen Körpern, die Heran⸗ 
ziehung größerer Kreiſe in kirchliche Thätigkeit ſoll gerade 


ein Mittel ſein, die ungeſunde und unnatürliche Spannung 
zwiſchen Geiſtlichen und Laien zu mildern und das In— 
tereſſe der Fernſtehenden an der Kirche zu beleben. Als über 
das Ganze der Schlußbeſtimmungen (§. 39, bezw. 42) in 
namentlicher Abſtimmung entſchieden wurde, ſprachen ſich 


a 178 Stimmen dagegen, 113 dafür aus; bei dieſer Abſtim⸗ 
mung hielten alſo die beiden oppoſitionellen Gruppen mit 


wenigen Ausnahmen an ihrem gleich zu Anfang hervor— 
getretenen Widerſpruche feſt. Das hinderte aber einen an⸗ 
ſehnlichen Theil der mittleren Gruppe nicht, bei der letzten 
Abſtimmung über das Ganze des Entwurfs mit Ja zu 


6 


ftimmen. Bei dieſer letzten Abſtimmung ftellte ſich das 


Verhältniß ſo, daß 134 für, 62 gegen den Entwurf einen 


Synodalordnung ſtimmten, und unter letzteren war auch 


Stadtrath Techow. 


2. Der zweite Gegenſtand, der zu lebhafteren Erör⸗ 


e 
— 


terungen Anlaß gab, betraf das Verhältniß der Kirche 


zum Staat, wie es beſonders in den §. 5 (6) und 38 


(41), ſo wie in der vom Evangeliſchen Oberkirchenrath der = 
Synode vorgelegten Denkſchrift Ausdruck gefunden hatte. 


Die Klagen, welche ſich in kirchlichen Kreiſen gerade gegen 


dieſe Reſultate unſerer Synode richten, ſind wenig begrün⸗ 
det; ſie verkennen theils den ungemein wichtigen Fortſchritt 
zu einer freien Stellung der Kirche, theils die Grenzen, 
welche der ſynodalen Einwirkung auf dieſem Gebiete ge⸗ 


5 fteckt find. Die Freiheit der Kirche kann nicht auf dem 


Wege der Separation und Oppoſition erreicht werden, ſon⸗ 
dern nur durch geſetzliche Uebertragung der innerkirchlichen 
Angelegenheiten auf rein kirchliche Organe, durch Beſchrän⸗ 
kung der ſtaatlichen Behörden auf die Wahrung der ſtaat⸗ 
lichen Intereſſen, und durch kirchliche Verwaltung der den 
Bedürfniſſen der Kirche dienenden finanziellen Mittel. In 
Betreff der beiden wichtigſten Punkte, einer ausreichenden 


Dotation der evangeliſchen Kirche und der Beſetzung der kirs 


chenregimentlichen Stellen durch kirchliche Organe, hat die 
Synode aber gar keine entſcheidende Stimme, da geſetzlich 
dieſe Dinge noch ſtaatliche Angelegenheiten ſind und nur 


auf dem Wege der Staatsgeſetzgebung zu kirchlichen gemacht 


werden könnten. Die Synode hat ſich daher darauf be⸗ 
ſchränken müſſen, in Form von Reſolutionen Wünſche aus⸗ 


en zuſprechen. Und das iſt in beſtimmteſter Weiſe geſchehen, 
ſowohl in Betreff der finanziellen Dotation, als in Betreff 


der Beſetzung kirchenregimentlicher Stellen, für welche ſtaat⸗ 


lichen Behörden künftig nur noch ein Einſpruchsrecht blei- 
ben ſoll, alſo ein im Intereſſe des Staates unentbehrliches 
Wächteramt. Zur Erfüllung kann nur die ſtaatliche Ge: 
ſetzgebung dieſe Wünſche führen, und um dies früher oder 
ſpäter zu erreichen, iſt ein wechſelſeitiges Vertrauens- 
verhältniß zwiſchen den Faktoren ſtaatlicher Geſetzgebung 
und der evangeliſchen Kirche unerläßliche Vorausſetzung. In 
nächſter Zeit hoffe ich noch nicht auf die Erfüllung dieſer 
Wünſche, habe auch von der außerordentlichen General— 
ſynode nicht viel erwartet. Spannung und Mißtrauen find 
jetzt zu groß. Wenn aber, nachdem die neue Kirchenver⸗ 
faſſung ſich bewährt und Wurzel gefaßt hat, nachdem die 
ſo ganz unnatürliche und krankhafte Spannung zwiſchen 
Geiſtlichen und Laien im Oſten ſich gemildert hat, dieſe 
Forderungen erfüllt werden, ſei es durch Bewilligungen des 
Staates, ſei es durch Verzichtleiſtung der Kirche auf ſtaat⸗ 
liche Unterſtützung, ſo iſt in dieſer Hinſicht alles Erwünſchte 

erreicht. In F. 38 (41) der General-Synodalordnung iſt 
dem Grundſatz der Unabhängigkeit der Kirche vom Staat 
ein klarerer Ausdruck gegeben worden, als dies in dem ur⸗ 
ſprünglichen Entwurf der Fall war, indem geſagt iſt, die 
Neuregelung der Reſſortverhältniſſe (d. h. deſſen, was die 
beiderſeitigen Behörden gemeinſam oder ſelbſtändig zu ver⸗ 
walten haben) zwiſchen den Staatsbehörden einer— 
ſeits und den Kirchenbehörden andererſeits bleibt 
ſtaatlicher Anordnung vorbehalten. Damit iſt ausdrücklich 


gejagt, daß die Kirchenbehörde, alſo die Konſiſtorien und 


Evangeliſche Oberkirchenrath keine Staatsbehörden ſein ſollen, 5 1 
ſondern Organe des höchſten Trägers des Kirchenregiments. 


In welcher Weiſe die Ausführung dieſer Neuregelung im 


einzelnen kirchlicherſeits gewünſcht wird, das iſt in einer 
Denkſchrift des Evangeliſchen Oberkirchenraths und in den 
auf dieſelbe bezüglichen Reſolutionen der Synode eingehend 
klargeſtellt. Mag man hier über Einzelheiten verſchieden 
denken, die Grundgedanken ſind ſicherlich richtig. Dafür 
konnte ſchon die Zuſammenſetzung der zur Vorberathung 


dieſer Sache eingeſetzten Kommiſſion von 15 durchaus ja: ö 


kundigen Männern Bürgſchaft leiſten. 
Am wichtigſten iſt aber §. 5 (6) für die Begründung 
der Freiheit der Kirche vom Staate. Nur Mangel an 


Verſtändniß für derartige Dinge geſtattet zu verkennen, 


welch ein bedeutender Fortſchritt im Sinne der kirchlichen 


Freiheit dieſer §. 5 (6) in Ausſicht ſtellt. Zum erſten Mal 
wird in der deutſch-evangeliſchen Kirche der kirchliche Cha⸗ 


rakter der kirchlichen Geſetzgebung vollkommen ſicher ge: 


ſtellt. Es wird beſtimmt, daß landeskirchliche Geſetze von 3 


dem Könige, als Träger des Kirchenregiments, nicht 
als Staatsoberhaupt erlaſſen, von dem Präſidenten des 
Evangeliſchen Oberkirchenrathes, nicht von dem 
Kultusminiſter gezeichnet werden und ihre verbindliche 
Kraft durch Verkündigung in einem kirchlichen Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt, nicht in der ſtaatlichen Geſetz— 
ſammlung erhalten, daß dieſelben der Zuſtimmung der 
Generalſynode bedürfen und dieſe auch das Recht hat, 
landeskirchliche Geſetze vorzuſchlagen. Damit iſt ein Prin⸗ 
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zip von größter Tragweite ausgeſprochen, welches grund: 
ſätzlich die volle Unabhängigkeit der kirchlichen Geſetzgebung 
garantirt. Nun hat man aber ernſtlichen Anſtoß daran 
genommen, daß bevor ein von der Generalſynode angenom- 
menes Geſetz dem Könige zur kirchenregimentlichen Geneh— 


= migung vorgelegt wird, die Erklärung des Miniſters der 


geiſtlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen iſt, ob 
gegen den Erlaß deſſelben von Staats wegen etwas zu er— 
innern ſei. Man ſieht darin die Erneuerung der Abhän— 
gigkeit der kirchlichen Geſetzgebung vom Kultusminiſter. 
Das beruht aber nach meiner Ueberzeugung auf einem 
Mißverſtändniſſe. Die Geſetzgebung für eine kirchliche Kor— 
poration von 12 Millionen Seelen kann unmöglich ohne 
Wahrnehmung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts ſich voll— 
ziehen; es kann ſich nur fragen, in welcher Form dieſe 


Wahrnehmung geſchehen ſoll, ob vorwiegend innerhalb der 


Kirche oder wider die Kirche. Je weniger Bürgſchaften 
die Kirche ſelbſt in ihrer Verfaſſung dafür gibt, daß die 
ſtaatlichen Intereſſen geſchont bleiben, deſto ſtärker und für 
die Kirche empfindlicher muß ſich der Staat durch Staats⸗ 

geſetz dieſe Garantien verſchaffen. Da iſt es nun dem tra⸗ 

ditionellen Vertrauensverhältniß der evangeliſchen Kirche 
zum Staat allein angemeſſen, daß die Kirche ſelbſt in ihrer 
Ordnung den Willen kund gibt, ihre Geſetze nicht in einen 
Konflikt mit ſtaatlichen Intereſſen zu führen. Konflikten, 
wie ſie zwiſchen Rom und den Staatsregierungen her⸗ 
gebracht ſind, ſucht die evangeliſche Kirche vorzubeugen; ſie 
ſucht ſich daher vor dem endgültigen Zuſtandekommen ihrer 
Geſetze zu vergewiſſern, daß dieſelben ſolche Konflikte nicht 


befürchten laſſen. Dazu kommt die überaus zarte Doppel⸗ 
ſtellung der Perſon des Königs, als Staatsoberhaupt und 
als Träger des Kirchenregiments. Die Miniſter des Kö⸗ 
nigs find für alle feine öffentlichen Handlungen verant⸗ 


wortlich. Der König kann unmöglich als Träger des Kir⸗ 


chenregiments Kirchengeſetze publiziren, für deren Zulaſ⸗ 


ſung im öffentlichen Recht der Miniſter nicht die Verant⸗ 


wortlichkeit übernehmen kann. Daher iſt es unter der 
Vorausſetzung, daß der König das Amt des oberſten Kir⸗ 
chenregiments im Intereſſe unſerer Kirche fortführen ſoll, 


nothwendig, etwaige Differenzen zwiſchen den oberſten Kir⸗ 
chen⸗ und Staatsbehörden möglichſt auszugleichen und klar 
zu ſtellen, bevor die letzte Entſcheidung von dem Könige zu 
treffen iſt. Der urſprüngliche Wortlaut dieſer Beſtimmung 


ließ allerdings die Auffaſſung zu, als ob ohne Erlaubnis 
des Kultusminiſters dem Könige beſchloſſene Kirchengeſetze 
gar nicht vorgelegt werden dürften. Damit hätte der Kul⸗ 
tusminiſter den Schlüſſel für das Ohr des Königs. Einer 
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ſolchen Auffaſſung ift aber vorgebeugt worden, indem Kir⸗ 0 


chengeſetze nur zugleich mit der Erklärung des Kultusmini⸗ 
ſters über ihre ſtaatliche Zuläſſigkeit dem Könige vorgelegt 
werden ſollen. Darin liegt keine andere Schranke für die 


Unabhängigkeit der Kirche, als die im eigenſten Intereſſe 


der Kirche ſelbſt geforderte. Endlich erwähne ich noch, daß 


auf Antrag des Synodalen v. Kleiſt⸗Retzow und unter Zu⸗ 
ſtimmung der Kirchenregierung die Synode einen Zuſatz zu 


8. 33 (36) beſchloß, nach welchem der Evangeliſche Ober: 
kirchenrath in Verbindung mit dem Synodalvorſtand die 


Kirche nach außen zu vertreten hat. Es bezieht ſich dies N 


Wanne 


E hauptſächlic uf die Vertretung der Landeskirche in ver⸗ 
mögensrechtlicher Hinſicht.“) Die Synode hat ſomit den 
Beziehungen der Kirche zum Staat, ſoweit dies in ihrer 
Macht und Aufgabe lag, zweckmäßigen Ausdruck gegeben 
und im übrigen diejenigen Wünſche formulirt, welche bei 
der ſtaatlichen Geſetzgebung im Intereſſe der Kirche geltend 
zu machen ſein werden. Dabei iſt freilich immer voraus⸗ 
geſetzt, daß das Oberälteſtenamt des Königs in der evan— 
geliſchen Kirche kein bloßer Ehrentitel, ſondern eine Macht⸗ 
ſtellung iſt, und daß dieſe Machtſtellung kein Joch, ſondern 
ein Gut für unſere Kirche iſt, daß wir das landesherrliche 
Kirchenregiment nicht entbehren können, und das wird nicht 
überall gewürdigt. Möchte man ſich doch klar machen, wo— 
hin die abſolute Independenz unſerer Landeskirche in ihrer 
gegenwärtigen Zerſplitterung und bei der Spannung zwi— 
ſchen dem Klerus und einem großen Theil der Gemeinden 
führen würde! Das leitet mich zu dem dritten Hauptgegen⸗ 
ſtand der ſynodalen Verhandlungen, zu 

3. dem Verhältniß der Generalſynode zum 
Kirchenregiment. Auch hierüber hören wir dieſelben 
Klagen, daß die Freiheit der Kirche preisgegeben ſei. Als 
ob Synode und Kirche identiſche Begriffe ſeien, als ob das 
Regiment der Kirche außerhalb derſelben ſtünde! Die Ver⸗ 
faſſung der evangeliſchen Kirche hat ſich von Anfang an 
in zwei entgegengeſetzten Typen ausgeprägt, dem ſynodalen, 
in welchem das Kirchenregiment rein aus den Gemeinden 

*) In der am 20. Januar publizirten General⸗Synodalordnung 


hat dieſer Satz in etwas anderer Faſſung ſeine Stelle unter den Be⸗ 
fugniſſen des Synodalvorſtandes (§. 36, 4) erhalten. 


kreligiöſer Lehren dem Staatsoberhaupt untergeordnete Fir: 


hervorging, ohne anderen Zuſammenhalt, als die gemein⸗ 4 
ſamen veligiöfen Ueberzeugungen und kirchlichen Grundſätze, 
und dem konſiſtorialen, in welchem auf Grund gemeinſamer 


cgenregimentliche Behörden unter Berathung des Lehrſtan⸗ 
des die Kirche leiteten. Auch in Großbritannien begegnen 
wir verwandten Gegenſätzen. Allein die Entwickelung auf 
den iſolirten Inſelreichen ſtand unter anderen Bedingungen, = 
als die auf dem Kontinent. Auf dem Kontinent find die a 
rein ſynodal verfaßten Kirchen, mit Ausnahme der hollän 
diſchen, einiger niederrheiniſcher und ſchweizeriſcher Ge 
meindeverbände, ſämmtlich dem ſtaatlichen Druck erlegen, 
beſonders in Frankreich, Polen und Oeſterreich; ſeit ihren 
Wiedererſtehung haben ſie mehr oder weniger konſiſtoriale 
Formen angenommen. In Deutſchland iſt das konſi⸗ 
ſtoriale Syſtem faſt allein herrſchend geworden, hat aber 
Uebelſtände erzeugt, welche in der konſtitutionellen und kon⸗ a 
feſſionell⸗paritätiſchen Staatsform ſich bis zur Unerträglich⸗ | 
keit ſteigern. So ift denn der überall gleiche Grundgedanke 
der neuen Verfaſſungsentwicklung in der deutſchen evan⸗ 
geliſchen Kirche eine Kombination der Synodalver⸗ 
faſſung mit der Konſiſtorialverfaſſung, und dieſe 
Idee liegt auch der Synodalordnung für unſere evangeliſche 
Landeskirche zu Grunde. Einerſeits iſt die Generalſynode 
in der Ordnung ihrer Geſchäfte, in der Wahl ihres Prä⸗ 
ſidiums und ihres permanenten Ausſchuſſes, in dem Recht 
der Initiative völlig unabhängig geſtellt, und mehrere Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln, die man bei den Provinzialſynoden für 
nöthig gehalten hatte, ſind bei der Generalſynode fort⸗ 
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gefallen. Ferner ift fie mit einem gewichtigen Antheil an 
der kirchlichen Geſetzgebung und Verwaltung ausgeſtattet 
und dafür geſorgt, daß in den 6 Jahren zwiſchen ihren 
Verſammlungen in dem Synodalvorſtand und Synodalrath 


aus dem Vertrauen der Synode hervorgegangene Organe 


dem Kirchenregiment zur Seite ſtehen. Andererſeits iſt aber 


- die Generalſynode neben das Kirchenregiment des Königs, 
nicht über daſſelbe geſtellt; ſie ſoll daſſelbe ergänzen, 


nicht in ſich aufſaugen. Dieſe beiden Geſichtspunkte be⸗ 
herrſchen den Entwurf in allen ſeinen Theilen, ſie ſind in 


demſelben mit eben ſo freiem Sinn als vorſichtigem Takt 


ausgeglichen. Nach dieſem Maßſtabe müſſen die einzelnen 


Beſtimmungen über das Verhältniß der Generalſynode zum 


Kirchenregiment beurtheilt werden. Die Klagen über die 
Schädigung der kirchlichen Freiheit beruhen zum größten 


Theil auf einem unverſtändigen und unpraktiſchen Idealis⸗ 
mus, der, wohl ohne die Tragweite ſeiner Wünſche völlig 


zu überſehen, auf den reinen Synodalismus abzielt. Es 
wird dies deutlich werden, wenn ich die einzelnen, der Ge⸗ 
neralſynode zugedachten Rechte kurz beleuchte. Das erſte 


und wichtigſte Recht iſt das des Antheils an der landes— 


2 kirchlichen Geſetzgebung. Daß dieſelbe ausnahmslos 
an die Zuſtimmung der Generalſynode gebunden und die⸗ 
ſer auch das Recht der Initiative zugeſichert iſt, wurde 


ſchon gejagt. Wenn nun in S. 6 (7) der General-Syno⸗ 
dalordnung einzelne beſtimmte Gegenſtände der landeskirch⸗ 


8 lichen Geſetzgebung mit Uebergehung anderer aufgezählt 
werden, ſo liegen den Klagen über das Zuviel oder Zu⸗ 
wenig in dieſer Aufzählung bedauerliche Mißverſtändniſſe 

| 3 


zu Grunde. Es verhält ſich damit ſlgenberwaß Pan. 
zipiell iſt gar nichts, was überhaupt Gegenſtand kirchlicher 
Geſetzgebung fein kann, der Synode entzogen. Denn §. 5 


(6) ſagt, daß alle landeskirchlichen Geſetze der Zuſtimmung 
der Generalſynode bedürfen; und §. 7 (8) jagt, daß die 
Kirchenregierung wie die Generalſynode über alle Gegen⸗ 


ſtände der kirchlichen Ordnung, deren allgemeine kirchen⸗ a 
geſetzliche Regelung heilſam erachtet wird, Geſetzesvorſchläge 
machen können. Für die Zukunft bleibt alſo der Entwicke⸗ i 


lung der kirchlichen Inſtitutionen durch ſynodale Geſetz⸗ 
gebung der freieſte Spielraum. So lange dies aber nicht 


in umfaſſender Weiſe zur Ausführung gekommen iſt, gibt 


es in der Landeskirche zwei andere Faktoren, durch welche 
kirchliche Ordnungen geſchaffen werden können, die landes⸗ 
herrliche Centralbehörde mit ihrem Verordnungsrecht und 


die Provinzialſynoden mit ihrem Antheil an der kirchlichen 


Geſetzgebung für die einzelnen Provinzen Dem gegenüber 


iſt nun die Abſicht des jo viel mißdeuteten §. 6 (7), ie 
jenigen Gegenſtände jetzt ſchon zu bezeichnen, welche unter 


allen Umſtänden weder auf dem Wege königlicher Ver⸗ 
ordnung noch auf dem Wege provinzieller Geſetzgebung ge⸗ 
regelt werden dürfen, für die es alſo gegenüber dem Kir⸗ 
chenregiment unbedingt künftig der Zuſtimmung der Gene: 
ralſynode bedarf. Es war ſchwer verſtändlich, wie Männer 


in hohen kirchlichen Aemtern dieſe auf Erweiterung der 
ſynodalen Rechte zielenden Beſtimmungen antaſten und 
die theilweiſe Beſeitigung derſelben unterſtützen konnten. 


Durch F. 6 (7) verzichtet die Kirchenregierung auf ihr bis⸗ 
heriges Recht, in allen hier aufgezählten Angelegenheiten, 


E TER 
EEE RE RER EEE 


ſei es allein, ſei es mit Hülfe einzelner Provinzialſynoden, 
ceinſeitig vorzugehen. Es find dies aber gerade die am tief- 
ſten eingreifenden Lebensfragen für die Kirche, die Rege⸗ 

lung der kirchlichen Lehrfreiheit, die ordinatoriſche Verpflich— 
tung der Geiſtlichen, die Kirchenzucht und die Disciplinar⸗ 
gewalt über Geiſtliche, die Bedingungen für die Beſetzung 
der geiſtlichen Aemter, die Bedingungen der kirchlichen 
Trauung, die Einführung und Abſchaffung allgemeiner kirch⸗ 
licher Feiertage, Aenderung der ſynodalen Ordnung in der 
Landeskirche oder der Kirchenverfaſſung, welche das Kon— 
ſiſtorialſyſtem prinzipiell modifiziren. Endlich iſt auch für die 


zu allgemeinem landeskirchlichen Gebrauch beſtimmten agen⸗ 


dariſchen Normen und kirchlichen Lehr- und Erbauungs⸗ 
bücher der Generalſynode die Mitwirkung garantirt. Nur 
iſt auf dieſem zarten, für geſetzlichen Zwang jo empfind⸗ 
lichen Gebiet Sorge getragen, daß bei neuen agendariſchen 
Ordnungen, welche die Verwaltung der Sakramente betref⸗ 
fen, den einzelnen Gemeinden ein Einſpruchsrecht zuſteht, 
und daß Katechismuserklärungen, Religionslehrbücher und 
Geſangbücher von den Centralbehörden und Provinzial: 
behörden überhaupt nicht obligatoriſch eingeführt werden 
dürfen, über ihre Zulaſſung aber zum landeskirchlichen 
Gebrauch die Generalſynode zuzuſtimmen hat. Beſchränkt 
iſt alſo hier die Kompetenz der Synode nur, ſofern die Ge- 
meinden gegen eine e vorgehende Geſetzgebung 
geſchützt werden. 
Nächſt dieſem g oſeden Antheil an der kirchlichen 
Geſetzgebung iſt der Generalſynode §. 15 und 16 (16 und 17) 
Recht und Pflicht zugewieſen, in der Form von Anträgen 


und Beſchwerden über das Wohl der Landeskirche auch 


gegenüber der Kirchenregierung zu wachen. Sie kann das 
Kirchen regiment in dem ganzen Gebiet feiner Thätigkeit uu 
den Maßregeln anregen, welche fie dem landeskirchlichen Be⸗ 
dürfniß entſprechend erachtet, und auf ſolche Anträge muß 
ein motivirter Beſcheid erfolgen. Glaubt aber die General- 


ſynode, daß kirchenregimentliche Verfügungen Eirchengefeße 
liche Vorſchriften verletzt haben, ſo ſteht ihr der Weg der 
Beſchwerde offen und muß auch hierauf ein Beſcheid er⸗ 


folgen. In dieſen Beſtimmungen liegt der nicht zu untere 
ſchätzende Keim einer moraliſchen Kontrole der Synode 
über die Verwaltungsthätigkeit der Kirchenregierung. Mn 
könnte höchſtens an denſelben ausſetzen, daß wenn ſolche 1 
Beſchwerden ſich auf den Evangeliſchen Dberfirhenratb 


ſelbſt beziehen, dieſelben geeigneter an den König, als den 


oberſten Träger der Kirchengewalt, zu richten ſind. Denn Si 


daſſelbe Kollegium kann nicht zugleich Verklagter und 


Richter fein. Die Ablehnung einer hierauf zielenden Be⸗ : 
ſtimmung wurde damit motivirt, daß die Perſon des Königs 
nicht direkt unter den Inſtanzen für Beſchwerden genannt 


werden ſolle, daß aber ſelbſtverſtändlich der Synode für . 


ſolche Beſchwerden jederzeit der Zugang zum Könige offen 1 


ſtehe. . 
Ein weiteres der Generalſynode zugedachtes Recht von 
größter Bedeutung iſt die Inſtitution des Synodal— 
vorſtandes und Synodalrathes (8. 19. 20. 31—-34, 
bezw. 21—23. 34— 37). Da die Synode in der Regel 
nur alle 6 Jahre zuſammenkommen ſoll, ſo wäre ihre 


Wirkſamkeit eine gehemmte und beſchränkte, wenn ſie in 


der Zwifchenzeit gar keine Gelegenheit hätte, auf die 
Entſchließung der Kirchen-Regierung einen Einfluß zu 
üben. Dieſem Bedürfniß einer dauernden Wirkſamkeit 
x der Synode über ihre Verſammlungen hinaus, ſoll vorerſt 
der aus 7 von der Synode am Schluß ihrer Berathungen 
frei gewählten Mitgliedern beſtehende Synodalvorſtand ge— 
nügen. Bei ſeiner Organiſirung iſt vor allem anzuerkennen, 
daß derſelbe als ſel bſtändiges Kollegium ſeinen eigenen 
Vorſitzenden hat, ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt regelt, die 
Generalſynodalkaſſe verwaltet, über feine Wirkſamkeit der 
Synode Bericht erſtattet, die neue Synode eröffnet, die 
Wahl ihres Präſidiums leitet und die Verwaltung der 
kirchlichen Fonds durch den Evangeliſchen Oberkirchenrath 
kontrolirt. Außerdem hat er das Recht, als eigenes Kolle— 


gium Anträge zu ſtellen auf Beſeitigung von Mängeln, 


welche bei der kirchlichen Geſetzgebung und Verwaltung her— 
vortreten, ſowie Geſetzesentwürfe behufs ihrer Einbringung 
in die Generalſynode auszuarbeiten. Es iſt ihm demnach 
cbenſo die ſelbſtändige Geſchäftsführung, wie das Recht der 
Jnitiative geſichert. Endlich vertritt der Synodalvorſtand 
die Generalſynode, wenn Anordnungen, welche der beſchlie— 
ßenden Mitwirkung der Generalſynode bedürfen, wegen ihrer 
Unaufſchieblichkeit durch kirchenregimentlichen Erlaß provi⸗ 


ſoriſch getroffen werden ſollen. Solche Erlaſſe können nur 


ergehen, wenn der Synodalvorſtand ſowohl ihre Unauf— 
ſchieblichkeit anerkennt, als auch ihrem Inhalt zuſtimmt 
und mit ausdrücklicher Erwähnung dieſer feiner Mitwirkung. 
Es bedarf nur der Erinnerung an die Vorgänge der letzten 
Jahre, um die Bedeutung dieſer Beſtimmung zu würdigen. 


In anderen noch wichtigeren Angelegenheiten find die Mit 
glieder des Synodalvorſtandes einzuberufen, um als außer⸗ 
ordentliche Mitglieder des Evangeliſchen Oberkirchenraths 
mit vollem Stimmrecht an den Berathungen und Beſchlüſſen 
der oberſten Kirchenbehörde Theil zu nehmen. Es ſoll dies 


geſchehen nach dem urſprünglichen Entwurf bei Entſchei⸗ 


dungen der oberſten Kirchenbehörde wegen Irrlehre von 
Geiſtlichen, bei der Feſtſtellung der von der Kirchenregierung 


der Generalſynode vorzulegenden Geſetzesentwürfe, bei den 


Vorſchlägen für die Beſetzung der Generalſuperintenden⸗ 
turen. Hierzu hat die Synode noch hinzugefügt: bei der 
Feſtſtellung der zur Ausführung der landeskirchlichen Geſetze 
erforderlichen Inſtruktionen und bei Vorſchlägen für Be⸗ 
ſetzung kirchenregimentlicher Stellen, die vom Evangeliſchen 


Oberkirchenrathe ausgehen. Gegen letzteres iſt aber ſeitens 
des Königlichen Kommiſſars ein ſo entſchiedener Wider⸗ 


ſpruch aus praktiſchen Gründen erhoben worden, daß eine 
Aufnahme des Beſchluſſes in die Generalſynodalordnung 


kaum erwartet werden kann.“) Endlich iſt der Kirchen⸗ 
regierung vorbehalten, nach eigenem Ermeſſen ſowohl dem 
Synodalvorſtand anderweitige Vorlagen zu machen, als 
auch denſelben für ihre Berathungen in das Kollegium zu⸗ 


5 


zuziehen, wenn ſie ihre Verantwortlichkeit für wichtigere 


Maßregeln mit dem Synodalvorſtand theilen will. 


*) Der Erlaß vom 20. Januar d. J. enthält dieſen Zuſatz, wie 
erwartet werden mußte, nicht. Die übrigen Abweichungen von den 
Beſchlüſſen der Synode ſind aber nur von formeller Bedeutung. In 
8. 6 iſt das Recht der Gemeinden gegen Provinzialſynoden und Gene⸗ 
ralſynoden gleichmäßig geſichert. 
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f Eine ganz andere Aufgabe hat der aus dem Synodal-⸗ 
vorſtand und aus 18 auf die 8 Provinzen nach Verhältniß 
ihrer kirchlichen Bedeutung vertheilten Mitgliedern be⸗ 
ſtehende Synodalrath. Er bildet weder ein eigenes 

Kollegium, noch hat er Befugniſſe der Beſchlußfaſſung. Er 
ſoll jährlich einmal in Berlin verſammelt werden, um mit 
dem Evangeliſchen Oberkirchenrath in deſſen Sitzung über 
Aufgaben und Angelegenheiten der Landeskirche zu berathen, 
in welchen die Kirchenregierung zur Feſtſtellung leitender 
Grundſätze ſeinen Beirath für nothwendig erachtet. Die 
praktiſche Bedeutung dieſes Inſtituts beſteht darin, daß 
durch perſönlichen Austauſch mit kirchlichen Vertrauens⸗ 
männern der Kirchenregierung Gelegenheit geſichert wird, 
ſowohl mit den Stimmungen und Wünſchen in den ein— 
zelnen Theilen der Landeskirche lebendige Fühlung zu er⸗ 
halten, als auch über die eigenen Abſichten und Erwägungen 
aufzuklären. 

Beide Inſtitute ſind beſtimmt, ein organiſches Band 
zwiſchen dem Kirchenregiment des Königs und der General- 
ſynode zu knüpfen, und fie können beide viel zu einer fried- 
lichen und fruchtbaren Entwickelung unſers kirchlichen Ver— 
faſſungslebens beitragen. Von ihrer Wirkſamkeit hängt 
eine gedeihliche Verbindung ſynodaler und konſiſto— 
rialer Inſtitutionen vornehmlich ab. 

Endlich noch ein Wort über die finanziellen Be: 
fugniſſe der Generalſynode (§. 10—14, bezw. 11—15 
und 8. 35—37, bezw. 38 — 40). Es iſt ſicherlich im In⸗ 
tereſſe der Freiheit der Kirche, daß die ſämmtlichen durch 
die ſynodalen Einrichtungen erwachſenden Koſten (§. 35 —37, 


Haufe aus eine unabhängigere Stellung. Wird die Summe, 
die nöthig fein wird, auch an ſich nicht gering fein, fo 
wird ſie doch bei der Vertheilung auf die einzelnen Ge⸗ 


meinden dieſe nicht erheblich belaſten. Die Verwaltung der 

Generalſynodalkaſſe durch den Synodalvorſtand wird einige 
Schwierigkeiten haben. Es iſt aber im Intereſſe der Unab- - 
hängigkeit der Synode angeordnet, daß nur auf Bund 
der Generalſynode ſelbſt die Verwaltung derſelben auf den 


Evangeliſchen Oberkirchenrath übergehen kann. Auch ſonſt 


iſt der Generalſynode in §. 10—14 (11—15) ein Antheil = 
an der Verwaltung der kirchlichen Fonds gefichert, welcher 5 
erſt größere Bedeutung erhalten wird, wenn die Kirche in 


einen umfaſſenderen Beſitz gelangt. Ueber die unter Ver⸗ 


waltung des Evangeliſchen Oberkirchenrathes ſtehenden und N 
künftig zu ſtellenden kirchlichen Fonds übt die General⸗ 
ſynode eine Kontrole aus. Ueber die Verwendung der 


unter Verwaltung des Kultusminiſters ſtehenden Fonds 
und der ſtaatlich für kirchliche Zwecke bewilligten Mittel 
erhält ſie Mittheilung. Einführung neuer, regelmäßig 


wiederkehrender Kollekten und Abſchaffung beſtehender be⸗ 


dürfen ihrer Zuſtimmung, ebenſo die Bewilligung neuer 
Ausgaben für landeskirchliche Zwecke, ſoweit ſie durch Um⸗ 
lagen auf die Kirchenkaſſen gedeckt werden ſollen. In feſt 
normirten Grenzen können auch überſchüſſige Einkünfte des 


Kirchenvermögens und der Pfarrpfründen durch ein Kirchen- 


bezw. 38—40), ſowohl die für die Verſammlungen dern 
Generalſynode, wie die für das Zuſammentreten des Synodal⸗ = 
vorſtandes und Synodalrathes lediglich aus kirchlichen Mit⸗ 3 
teln beſtritten werden ſollen. Dies gibt der Synode von 


7 
rene 


W 


geſetz zu Beiträgen für kirchliche Zwecke herangezogen 


werden. 

Ueberblicken wir alles, was der Generalſynode an 
Rechten neben der Kirchenregierung zugewieſen iſt, ſo iſt 
wahrlich kein Anlaß zur Klage über allzuängſtliche Ein⸗ 

ſchränkung derſelben. Im Gegentheil, es gehörte viel 
Muth und Vertrauen dazu, einem jungen in ſeinen Wir⸗ 
kungen unberechenbaren repräſentativen Körper ſo Vieles 
und Wichtiges zu übertragen. Es wird in der Geſchichte 
wenige Beiſpiele geben, daß eine an bureaukratiſches Negt- 
ment gewöhnte Behörde aus eigener Initiative in ſolchem 
Maße ihre Befugniſſe mit einer nur nach längeren Zwiſchen— 
räumen zuſammentretenden Verſammlung theilt. Dieſer 
Entſchluß kann nur eingegeben ſein durch die Ueberzeugung, 
daß die Kirchenregierung in der heutigen Lage gar nicht 
im Stande iſt, ohne umfaſſende und freie Mitwirkung 
einer aus dem kirchlichen Organismus hervorgegangenen 


\ 


Vertretung ihre ſchwierigen Aufgaben mit moraliſcher Autos 


rität auszurichten, und durch das Vertrauen, daß die mit 
eeiner ſolchen vielköpfigen, nur alle 6 Jahre zuſammen⸗ 
tretenden Verſammlung verbundenen Schwankungen und 
Gefahren durch die geſunden Grundlagen und Kräfte der 
evangeliſchen Kirche werden überwunden werden. Die ein— 
zige Beſchwerde, die eine größere Bedeutung hat, iſt, daß 
der Synode mit Ausnahme der Generalſuperintendenturen 
Ekliin entſcheidender Einfluß auf die Beſetzung der kirchen— 
regimentlichen Aemter in Ausſicht ſteht. Das Gewicht 
dieſes Wunſches ſtelle ich nicht in Abrede. Allein wenn 
einmal die Bedeutung des Synodalvorſtandes durch 


Erfahrung erprobt iſt, wird ſich auch dieſe Klage als uner⸗ 9 


heblich erweiſen. Die Unabhängigkeit des Kirchenregiments 


hängt auf das engſte mit der Stellung des Landesherrn 
in der Kirche zuſammen. Ohne dieſelbe würde die Einheit 
der Landeskirche keinen Beſtand haben. Iſt die Stellung des 


Landesherrn in unſerer Kirche kein bloßer Ehrentitel, ſon⸗ 2 


dern ein Amt, und iſt es für die Kirche kein aufgelegtes 
Joch, ſondern ein ſegensreiches, unentbehrliches Inſtitut, ſo 
bedarf es auch einer Kirchenregierung mit unabhängiger 
Stellung und kräftiger Initiative. Ginge das Kirchen⸗ 
regiment aus den Synoden hervor, ſo würde es mehr und 
mehr abhängig von denſelben. Auch würde ein von den 
alle 6 Jahre wechſelnden Synoden abhängiges Kirchen⸗ 


regiment weit weniger Garantie geben gegen parteiiſche 


Velleitäten der jedesmaligen Majorität. Dieſelbe würde 
alles aufbieten, um ſich wenigſtens für die nächſten 6 Jahre 
den entſcheidenden Einfluß im Kirchenregiment zu ſichern. 
Auf die Dauer wäre dann die Beſetzung der Kirchenämter 
auf Lebenszeit ſchwer aufrecht zu erhalten. Vor allem 


aber würde ſich der König ſchwerlich bleibend dazu her 
geben, in der Kirche das Amt des Chefs einer exekutiven 


Synodalkommiſſion zu bekleiden. Oder es würde ein bloßer 


Ehrentitel werden, wie ihn hohe Protektoren wohl bei ge 
meinnützigen Vereinen übernehmen. Daher iſt die Koordi⸗ 


nirung des durch Vertrauen des Landesherrn zu berufenden 
Kirchenregiments und der aus der Gemeinde herauswachſenden 
Generalſynode ein unantaſtbarer Grundſatz für diejenige 
evangeliſche Kirchenverfaſſung, deren wir in Deutſchland 
bedürfen. Dabei kommt ferner in Betracht, daß es 


Pr 


ann 


viel leichter ift, die einer parlamentariſchen Korporation 
zugewieſenen Rechte zu erweitern, als ſie zu beſchränken. 
Jeder ſolcher Körperſchaft iſt der Trieb zur Machterweite⸗ 
rung angeboren. Daher iſt äußerſte Vorſicht bei der Be⸗ 
gründung einer ſolchen geboten. Stellt ſich bei weiterer 


Erfahrung das Bedürfniß einer Verſtärkung der Kompetenz 


der Generalſynode heraus, findet ſich eine Form, ohne 
Beeinträchtigung der königlichen Autorität und der Unab- 
hängigkeit ihrer Organe der Synode eine Mitwirkung bei 
den Vorſchlägen für kirchenregimentliche Aemter zu geſtatten, 
ſo wird ihr dieſelbe mit innerer Nothwendigkeit zufallen. 
Dias in die Erde geſenkte Samenkorn trägt alle Bedingungen 
geſunden Wachsthums in ſich; und wenn Bedenken ſtatthaft 
ſind, ſo müßte ſie ſich nach meiner Ueberzeugung eher auf 
das Zuviel als auf das Zuwenig der jetzt ſchon der Synode 
überwieſenen Befugniſſe richten. Indeſſen die bewegte Zeit 
verlangt, daß wir das Gleichgewicht auf dem Wege des 
Vertrauens, nicht durch ängſtliche Prävention ſuchen. 

4. Es bleibt noch ein vierter Punkt in den Beſchlüſſen 
der Generalſynode zu beleuchten, der uns in den beiden 
weſtlichen Provinzen ganz beſonders angeht. Es iſt dies das 
Verhältniß der Generalſynode zu den Provinzial— 
ſynoden, wie es in den $. 8 und 9 (9 und 10) geordnet 
iſt. Im Großen und Ganzen iſt die Einheit der Landes— 
kirche in dem Entwurf entſchiedener gewährleiſtet, als die 
ſelbſtändige Bewegung der Provinzialkirchen, und die Ab: 
geordneten aus Rheinland und Weſtfalen brachten wohl in 
dieſer Richtung faſt alle die Erwartung nach Berlin mit, 
es könne für die größere Selbſtändigkeit der Provinzial⸗ 


kirchen in dem vorgelegten Entwurf etwas mehr geschehen. i 
Dies wurde zunächſt bei §. 6 (7) in Betreff der kirchlichen 


Geſetzgebung über kirchliche Kultusformen und Lehrmittel 


verſucht. Allein die urſprüngliche Abſicht, die Einführung 
landeskirchlicher agendariſcher Normen und kirchlicher Bücher 
von der Zuſammenſtimmung der Generalſynode und der 
Provinzialſynoden abhängig zu machen, wurde im Laufe 


der Verhandlung dahin abgeändert, daß den einzelnen Ge⸗ 1 


meinden ſowohl gegenüber der Generalſynode wie gegen⸗ 
über der Provinzialſynode ein Einſpruchsrecht gegen die 
obligatoriſche Einführung von agendariſchen Normen, welche 
die Verwaltung der Sakramente betreffen, und von neuen 
kirchlichen Büchern zugeſtanden wurde.“) 

Auch ſonſt wurde mehrfach der Verſuch gemacht, für 
die Provinzialſynoden ein größeres Maß von Rechten zu 
erlangen. Außer von der konfeſſionellen Gruppe, wurde 
derſelbe namentlich von den Synodalen Fabri, Miquel und 
Gierke lebhaft unterſtützt und bei der zweiten Leſung wie- 
derholt. Allein die Majorität der Synode ſchloß ſich dem 
nicht an, und auch hier nahmen die meiſten rheiniſchen 
Deputirten eine andere Stellung ein, als die weſtfäliſchen. 
Aus dem Verkehr mit den Freunden aus den öſtlichen 
Provinzen ergab ſich uns, daß wir unſern Begriff von 
Provinzialkirchen nicht als Maßſtab für die dortigen Ver⸗ 
hältniſſe anlegen dürfen. Eine provinzielle Eigenart und 


) Die am 20. Januar publizirte General-Synodalordnung hat 
noch beſtimmter als die Beſchlüſſe der Synode dies Recht der Ge- 
meinden gleichmäßig gegenüber Generalſynode und Provinzialſynoden 
ſicher geſtellt. : 


ein provinziell beſtimmtes kirchliches Bewußtſein gibt es 
dort kaum auf kirchlichem Gebiet. Wollte man es aber, 
wie dies in der Rheinprovinz mit Erfolg geſchehen iſt, 
durch eine Verfaſſung ſchaffen und großziehen, ſo würde bei 
der Sechszahl der öſtlichen Provinzen die gemeinſame kirch— 
liche Geſetzgebung und Verwaltung für dieſelben ungemein 
erſchwert. Namentlich wäre aber den in den einzelnen 
Provinzen überwiegenden Majoritäten eine Baſis gegeben, 
ihren einſeitigen parteiiſchen Beſtrebungen auf Koſten der 
Minorität Geltung zu verſchaffen. Je ſtärker der Partei⸗ 
geiſt in der einen Provinz das kirchliche Leben beſtimmte, 
deſto ſtärker würde er den entgegengeſetzten Parteigeiſt in 
einer andern Provinz provoziren. Von der Kirchenregierung 
wurde auch ſtark betont, daß die Wahlordnung, welche drei 
Viertel der Generalſynode aus provinziellen Wahlkörpern 
hervorgehen laſſe, die Vertretung der provinziellen Inter⸗ 
eſſen in ſolchem Maße garantire, daß eine ſtärkere Berück⸗ 
ſichtigung der Provinzialſynoden in der Generalſynodal— 
ordnung die Einheit der Landeskirche ernſtlich gefährden 
würde. Solchen Erwägungen gegenüber mußten wir uns 


3 darauf beſchränken, daß die Konſervirung der Kultusformen 


und Erbauungsmittel, an denen kleinere kirchliche Kreiſe 
aus Pietät und Gewohnheit hängen, in dem Einſpruchsrecht 
der Gemeinden geſichert wurde, daß aber das zuſtimmende 
Votum der Provinzialſynoden für Beſchlüſſe der General⸗ 
ſuynode nur gefordert wurde, wenn dieſelben nur einzelne 
Provinzen, nicht die geſammte Landeskirche angehen. Die 
gutachtliche Vernehmung der Provinzialſynoden bezüglich 
der der Generaſynode zu machenden Vorlagen ſoll nach 


8. 8 (9) in das Ermeſſen der Kirchenregierung 5 geſtellt 
bleiben; nur bei Veränderungen der Liturgie ſoll dieſelbe 


in der Regel geſchehen. Außerdem wurde noch ein Zuſatz 
zu dem ursprünglichen Entwurf ($. 8) beſchloſſen, daß Be⸗ 
ſchlüſſe der Generalſynode, welche Veränderung der Zu⸗ 
ſammenſetzung und der Befugniſſe der Gemeindeorgane und 
der Synoden bezwecken, einer Majorität von zwei Dritteln 


der Stimmen bedürfen.“) Auch dieſer Beſchluß zielt auf 
einen feſteren Schutz der beſtehenden provinziellen Ord⸗ 


nungen. 


Kirchenordnung Weſtfalens und der Rheinprovinz 


feſtgeſtellt. Einmal ſollen auch künftig Aenderungen dieſer 


Kirchenordnung durch Beſchluß der beiden betheiligten Pro⸗ 


vinzialſynoden im Einverſtändniß mit der Kirchenregierung f 


möglich ſein. Sodann wenn von der Kirchenregierung oder 
von der Generalſynode beantragte landeskirchliche Geſetze 


Beſtimmungen unſerer Kirchenordnung betreffen, ſo müſſen | 
die beiden Provinzialſynoden vorher oder nachher gutacht⸗ 


lich gehört werden. Wenn beide Synoden ſich gegen die 


Veränderung ihrer Kirchenordnung erklären, ſo bleiben die 


beiden Provinzen von dem Geltungsbereich der betreffenden 


Größere Garantien wurden in §. 9 (10) für die 


landeskirchlichen Vorſchrift ausgenommen. Daraus folgt, 


daß wenn nur Eine Synode zuſtimmt, ſie durch ihre Zu⸗ 


ſtimmung die andere Provinz mit unter das landeskirchliche 


Geſetz zieht. 


*) In dem Erlaß vom 20. Januar iſt dieſe Beſtimmung in §. 32 


aufgenommen. 
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E.,s läßt ſich nicht verkennen, daß in dieſer Beſtim⸗ 

mung ein Samenkorn der Zwietracht zwiſchen den beiden 

Schweſterkirchen liegt, und bei der jo ſehr verſchiedenen 
Haltung, welche die rheiniſchen und die weſtfäliſchen De— 

putirten zu dem gegenwärtigen Verfaſſungswerk eingenom— 
men haben, ſteht zu befürchten, daß aus dieſem Samenkorn 
Unkraut herauswächſt. Dem wäre vielleicht vorzubeugen, wenn 
mittelſt einer in §. 9 (10) ermöglichten Aenderung der Kir: 
chenordnung beſtimmt würde, daß die Berathung über 
durch die landeskirchliche Geſetzgebung veranlaßte Ber: 
faſſungsänderungen in vereinigter Verſammlung der beiden 
Provinzialſynoden ſtattfinden ſolle. 

Immerhin iſt das durch §. 9 (10) der rheiniſch-weſt⸗ 
fäliſchen Kirche reſervirte Recht von größerer Bedeutung, 
als die angedeutete Gefahr. Von Seiten derjenigen, welche 

überhaupt umfaſſendere Rechte für die Provinzialſynoden 
wünſchten, wurde Klage geführt, daß man den beiden weſt⸗ 
lichen Provinzen ein Recht bewillige, welches man den öſt⸗ 
lichen vorenthalte. Allein dieſe Klagen beruhten auf dem 
Mißverſtändniß, als handle es ſich um eine Bevorzugung 
der weſtlichen Provinzen, etwa als Ausdruck der Anerken⸗ 
nung für ihr ſchon längere Zeit erprobtes Verfaſſungsleben. 
So ſteht aber die Sache nicht. Die Verfaſſung für die 
Landeskirche ſoll zwei verſchieden organiſirte Kreiſe der Lan⸗ 
deskirche, von denen der eine dreimal ſo viel Provinzen 
umfaßt als der andere, und welche bisher nur durch das 
gemeinſame Kirchenregiment verbunden waren, auch durch 
eine gemeinſame Synodal-Inſtitution organiſch ver⸗ 
knüpfen. Gegenüber der neuen, an die Mitwirkung der 


ng gab 
es da hinſichtlich der rheiniſch⸗ weſtfäliſchen inen bn 
nur die Wahl, entweder die den weſtlichen Provinzen eigen⸗ 


thümlichen Inſtitutionen ſchutzlos der Majorität der künf- 
tigen Generalſynode preiszugeben, alſo an die weſtlichen Pro⸗ 5 
vinzen die Zumuthung zu ſtellen, ſich einfach der neuen Ordnung 
zu konformiren, oder für Schonung feſtgewurzelter Ein? 
richtungen im Weſten in der Ordnung für die Landeskirche 


Vorſorge zu treffen. Letzteres iſt geſchehen, nicht im Sinne 4 
eines Privilegiums, ſondern im Sinne eines Schutzes ges f 


gen Majoriſirung, die in ihren Wirkungen unbillig und 
ſchädlich ſein würde. Nahegelegt und vorausgeſetzt iſt dabei, 


daß aus freiem Entſchluſſe die weſtlichen Synoden diejeni⸗ 


gen Beſtimmungen der Kirchengemeinde- und Synodalord⸗ 1 


nung von 1873, welche ſie ſelbſt als eine Verbeſſerung 
ihrer jetzigen Kirchenordnung anerkennen, ſich aneignen. 
Es werden dann der Fälle, auf welche das vorbehaltene 
Zuſtimmugsrecht für Beſtimmungen landeskirchlicher e 
Anwendung findet, immer wenigere werden. N 
Anſtoß wurde auch genommen an 8. 17 (18), De 2 
unter der Ueberſchrift „Wahrung der Einheit der Landes 
kirche“ der Generalſynode das auf den erſten Anblick be⸗ 
fremdliche Recht beilegt, einen von dem Kirchenregiment 


beſtätigten Beſchluß einer Provinzialſynode wieder außer | 
Kraft ſetzen zu laſſen, falls fie ihn mit der Einheit dern 


evangeliſchen Landeskirche in Bekenntniß und Union, Kul⸗ 
tus und Verfaſſung nicht vereinbar findet. Gemeint iſt es 


jo, daß an der Kontrole, welche die Kirchenregierung un 


ter allen Umſtänden über die Beſchlüſſe der Provinzial⸗ "1 


ſynoden zu üben hat, durch Beſtätigung derſelben oder durch 
Verſagung der Beſtätigung, auch die Generalſynode Antheil 
. ſoll. Es wäre vielleicht ausreichend geweſen, dieſe 
Befugniß dem Synodalvorſtand zu übertragen, wodurch 
das Mißliche einer eventuell nach Jahren erſt eintretenden 
Aufhebung eines erlaſſenen Geſetzes weggefallen ſein würde. 
Oder wenn die Verantwortlichkeit für ſolche Inhibirung der 


Synode ſelbſt nicht entzogen werden ſollte, jo hätte es 


i vielleicht genügt, unter die §. 6 (7) aufgezählten Befugniſſe 


der Generalſynode bei der kirchlichen Geſetzgebung auch die 
vorangehende oder nachträgliche Zuſtimmung zur Beſtätigung 


provinzialkirchlicher Geſetze aufzunehmen. Der für ſich 
alleinſtehende §. 17 (18) hat eine Weite in der Faſſung, 


welche von einer parteiſch centraliſirenden Tendenz mißbraucht 


werden kann. Immerhin iſt bei der Zuſammenſetzung der 
Generalſynode ein ſolcher Mißbrauch ſo leicht nicht zu be— 
fürchten. Von dieſem einzelnen Bedenken abgeſehen, kann 


ich auch die Ordnung des Verhältniſſes der Generalſynode 
zu den Provinzialſynoden nur als ein geſundes, den gege— 


benen Verhältniſſen angemeſſenes betrachten. 

Der Vorwurf, daß der von der Kirchenregierung vor— 

gelegte Entwurf durch ein centraliſtiſches büreaukratiſches 

Sthaatskirchenweſen die wahrhafte Freiheit der Kirche be⸗ 
drohe, iſt ebenſo unbegründet, wie der Vorwurf, daß die 

Majorität der Synode durch ſervile Nachgiebigkeit gegen 


die Wünſche der Kirchenregierung die kirchliche Freiheit 
preisgegeben habe. Der erſtere wird widerlegt aus der 


durchweg unabhängigen Stellung und Geſchäftsordnung der 
Synode und ihres Vorſtandes, durch den umfaſſenden Ans 


theil an der Geſetzgebung, durch die ausgedehnten Befugniſſe, 


die ſie bei der Verwaltung theils unmittelbar, theils durch 5 


ihren Vorſtand zu üben hat. Der letztere wird widerlegt = 


aus den zahlreichen Aenderungen, welche der urfprünglide | 


Entwurf durch die Synode erfahren hat, und bei denen die 
Kirchenregierung das offenſte Entgegenkommen zeigte. Nur 
Einen zum Beſchluß erhobenen Antrag, daß der Synodal⸗ 
vorſtand bei den Vorſchlägen zu andern kirchenregimentlichen 
Aemtern, als zu den Generalſuperintendenturen betheiligt ſein 


ſolle, bezeichnete fie als unannehmbar. Gerade bei den wich?! 


tigeren Gegenſtänden der Berathung hat der urſprüngliche 
Entwurf erhebliche Veränderungen erfahren in Betreff der 
Zuſammenſetzung §. 3 und 40, (4 und 43), in Betreff des 
Verhältniſſes der Kirche zum Staat $. 5 und 38 (6 und 41), 
in Betreff des Verhältniſſes der Generalſynode zum Kirchen⸗ 
regiment §. 6. 10. 19. 20. 33 (7. 11. 20— 22. 36), in 
Betreff der Provinzialſynoden §. 8 (32), der Forderung von 


einer Majorität von 7 für Aenderungen der Synodalver⸗ 


faſſung und §. 6 (7) des Einſpruchsrechts der Gemeinden. 
Wenn daher auch in ſolchen Organen der kirchlichen 
Preſſe, welche bisher als Freunde der in Preußen beftehenden 
landeskirchlichen Grundlagen angeſehen wurden, düſtere 
Klagen vorherrſchen,“) jo erwarte ich von naher Zukunft 
eine Beſeitigung dieſer Mißverſtändniſſe. Der Klage, es ji 
der Freiheit der Kirche zu wenig Rechnung getragen, ſtelle 
ich die Frage entgegen: Könnte die Kirche in ihrer ge⸗ 


) Vergl. die Berichte der Neuen Evangeliſchen Kirchenzeitung über 


die Generalſynode und den Neujahrsartikel derſelben. 


| genwärtigen innern Lage mehr Freiheit, oder beſſer 


geſagt, eine umfaſſendere undentſcheidendere Kom— 


petenz ihres ſynodalen Organs vertragen? Und 
dieſe Frage glaube ich, von Einzelheiten abgeſehen, im 
ganzen auf das beſtimmteſte verneinen zu müſſen. Das 
Verhältniß zum Landesherrn, das Bedürfniß einer Central⸗ 
behörde mit kräftiger Initiative, das Zuſammentreten der 
Generalſynode in ſechsjährigen Zwiſchenräumen, das Unbe⸗ 
rechenbare und Schwankende eines zweihundertköpfigen, aus 
Wahlen hervorgehenden Körpers, die Unerfahrenheit des 
größeren Theils der Landeskirche im kirchlichen Verfaſſungs⸗ 
leben, machen jetzt eine reichere Ausſtattung des ſynodalen 
Inſtituts unzuläſſig. Was wirklich an für die Synode 
erwünſchten Rechten noch fehlen ſollte, das wird ihr nach 
dem Entwicklungsgeſetz parlamentariſcher Körperſchaften ſicher 
bald als reife Frucht in den Schooß fallen. Daß aber 
endlich und gerade in jetziger Zeit eine Generalfynode für 
die evangeliſche Landeskirche in das Leben tritt, das iſt 
ſowohl für die Unabhängigkeit der Kirche gegenüber dem 
Staat, wie für die Regulirung der inneren Schwierigkeiten, 
an welchen unſer kirchliches Leben krankt, von der aller- 
größten Bedeutung. 

Noch fehlt der berathenen Generalſynodalordnung die 
Sanktion des Königs, die ſie zum Kirchengeſetz macht, und 
die ſtaatsrechtliche Anerkennung durch die Faktoren der 
ſtaatlichen Geſetzgebung. An der erſteren iſt wohl nicht zu 
zweifeln.!) Aber auch die letztere iſt nach den beſtimmten 


) Sie iſt unterdeſſen durch Allerhöchſten Erlaß vom 20 Januar 
d. J. erfolgt. : 


und warmen Erklärungen des Kultusminiſters innerha 
der Synode und nach dem Antheil, den hervorragende Mit⸗ 
glieder des Abgeordnetenhauſes an den Arbeiten derſelben 
genommen haben, zu hoffen. Die nach den Worten des 
Kultusminiſters beabſichtigte Publikation der Synodaloid- 
nung als Kirchengeſetz wird für die Zukunft definitiv der 
kirchlichen Geſetzgebung aus alleiniger Initiative des 
Landesherrn ein Ende machen. Der ſtaatsgeſetzlichen Aner⸗ 
kennung bedarf aber die Synodalordnung theils wegen der 
der Synode zugedachten vermögensrechtlichen Befugniſſe, 
theils wegen der für die kirchliche Geſetzgebung vorgeſchrie⸗ 
benen Formen, theils wegen der Reſſortverhältniſſe der 
kirchlichen Behörden. Dieſelbe wird aber nicht in der Weiſe 
erfolgen, daß die von uns berathene Generalfynodalordnung 
nochmals einer artikelweiſen Berathung und Amendirung a 
durch den Landtag unterworfen wird, ſondern ein Staats⸗ 
geſetz wird diejenigen Punkte der Synodalordnung bezeich⸗ 

nen, welche der ausdrücklichen Genehmigung des Staals be⸗ 
dürfen, und diejenigen Cautelen und Bedingungen feſtſtellen, > 
welche im Intereſſe des Staates erforderlich ſind. De: 
Verſuch wird bei dieſem Anlaß nicht ausbleiben, die ftaate 
liche Anerkennung an Bedingungen zu knüpfen, welche in 
die innere Ordnung der Kirche eingreifen. Allein ich hoffe, a: 
daß die Majorität im Landtage ſich auf eine beſonnene und 1 
zurückhaltende Wahrung des Staatsintereſſes beſchränken 

wird; und Recht und Pflicht hierfür kann dem Landtag = 
niemand beſtreiten. Die größte und für die Kirche 
drückendſte Abhängigkeit bleibt immer die finanzielle, na- 
mentlich daß ſämmtliche Ausgaben für die Eirchenvegimente 


* 


f 5 lichen Behörden lediglich aus Staatsmitteln beſtritten werden, 
alſo von jährlichen Bewilligungen abhängig ſind. Eine 


dauernde Verſtändigung mit dem Landtage iſt aber nur auf dem 


Wege wechſelſeitigen Vertrauens zu erwirken. Dieſe Rück— 
ſicht hat auch die Synode abgehalten, einem Antrag Folge 
5 zu geben, die kirchengeſetzliche Gültigkeit der Synodalord— 
nung von der ſtaatsgeſetzlichen Anerkennung ihrerſeits ab— 


hängig zu machen. Es ſtieg nämlich die Beſorgniß auf, es 


möchten nach Annahme der Schlußbeſtimmungen die Kreis⸗ 
ſynoden und Provinzialſynoden legaliſirt, hingegen der Ge— 
neralſynode das Gleiche verſagt werden, um eine andere 
Zuſammenſetzung derſelben zu erzwingen. Die Synode be— 
ſchränkte ſich aber auf eine Reſolution, daß ſie die berathene 
Geeneralſynodalordnung als ein untrennbares Ganze anſehe, 
und als der Kultusminiſter ſich den Inhalt derſelben auf 
das beſtimmteſte aneignete, gab ſie der Reſolution die Form 
einer vertrauensvollen Entgegennahme der miniſteriellen 
Erklärung. Eine feindliche und mißtrauiſche Haltung gegen 
die Staatsbehörde, wie viele Stimmen in der Verſammlung 
und in der Preſſe ſie der Synode zumutheten, hat die Ma— 
jorität als ihrer nicht würdig und durch die Lage in keiner 
Weiſe motivirt, entſchieden abgelehnt. 

| Indem ich meine Mittheilungen ſchließe, gebe ich noch 
dem Gedanken Ausdruck: Der ſchwerere Theil unſerer 
Arbeit liegt nicht hinter uns, ſondern vor uns. 
Ob die tiefen unſere Kirche innerlich zerſplitternden Gegen— 
ſätze ein gedeihliches Fortbeſtehen unſeres nationalen Kirchen— 
weſens geſtatten, das muß die Erfahrung herausſtellen. Bis 
jetzt iſt es noch immer ein Verſuch, aber ein Verſuch, der 


gemacht werben muß, und deſſen giel der anhalten en 
Anſtrengungen und größten Opfer werth iſt. Es handelt > 
ſich um ein bleibendes Band zwiſchen dem bewegten ſtaat⸗ 
lichen, nationalen und ſozialen Leben und einer das Evan⸗ 
gelium vom chriſtlichen Heil bezeugenden und vertretenden s 5 


volkstümlichen Inſtitution. Sollte dieſes Band zerreißen, 


jo ſteigen düſtere Bilder religiöſer Parteiung und Zerſpitte⸗ 


rung und ſittlicher Entartung des Volkes auf. Aber die 85 . 
in den letzten Jahren hergeſtellte Kirchenverfaſſung würde 
die Schuld an ſolchem Ausgang nicht tragen, ſondern die 


inneren Schäden in der Kirche ſelbſt, welche die Verfaſſung 


nicht heilen kann, ſondern nur der Geiſt des Glaubens und 


der Liebe. 


Der Werth korporativer Ordnungen für reli-— 
giöſe Gemein weſen wird ebenſo häufig überſchätzt als un; 
terſchätzt. Von dem erſteren Fehler haben wir überwiegend 
von Luthers Geiſt beeinflußten Deutſchen uns bisher frei 
gehalten. Es hat aber den Anſchein, nach der Haltung ern- 
ſter, von der Liebe zur Kirche erfüllter Männer, als ob 


ſich dies ändern ſolle. Kirchenverfaſſungen können nicht 


lediglich nach dem Ideal brüderlicher Geiſtesgemeinſchaft 
unter Glaubensgenoſſen, oder nach einem Vorbild aus der 


Urzeit der Kirche beurtheilt werden. Je größer der Kreis 
iſt, für den die Verfaſſung beſtimmt iſt, je enger das kirch⸗ 


liche Leben mit dem nationalen verflochten iſt, je mehr es 
auf einen ſtetigen und dauernden Beſtand der kirchlichen 
Ordnung abgeſehen iſt, deſto mehr muß die forporative 


Ordnung für die amtliche Thätigkeit in einer Kirche dem Geiſt 
der Zeit und des Volkes Rechnung tragen und homogen 


Z 


ſein mit den fonftigen öffentlichen Rechtsordnungen. Das 
it eine erſte Bedingung ihrer gefunden und gedeihlichen 
Wirkſamkeit. Wie in ſolchem Kirchenleibe die Kirchenſeele 
ſich bethätigt, das hängt nächſt dem Odem des Heiligen 
Geeiſtes, der da weht, wo er will, von den ethiſchen per⸗ 
ſönlichen Kräften in der Kirche ab. Auch hier gilt das 
. mens sana in corpore sano. Aber eine zeitgemäße der 
keligiöſen und ſittlichen Aufgabe der Kirche angemeſſene Or⸗ 
ganiſirung iſt auch für ihr inneres Leben nicht zu unter: 
ſchätzen. Sie erleichtert den normalen Ausgleich entgegen: 


geſetzter Strömungen, ſie geſtattet die freiere Heranziehung 
und Vertheilung der dem Zweck der Kirche dienenden 


Kräfte, fie öffnet Wege zu allen Klaſſen und Kreiſen des 
Volkes, ſie giebt die Mittel, die mannigfachen Güter und 
Gaben menſchlicher Bildung und Geſittung dem Reiche 
Gottes dienſtbar zu machen, ſie entzieht die Kirche der Ge— 


fahr, ihre Arbeitskräfte in Polemik und unzufriedenenen 


Freiheitsbeſtrebungen zu vergeuden, ſie verſchafft der Kirche 
die Ehre und die Macht eines Inſtitus, welches die heiligſten 
und beſten Güter der Menſchheit zum Wohl des Volkes ver⸗ 
waltet. Danken wir daher Gott, daß er uns bis hier⸗ 


her geholfen hat! Er wird auch weiter helfen! 
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